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Über die Entwicklung der „Zentren für 
Selbstbestimmtes Leben" haben wir in 
der randschau schon des öffteren be- 
richtet. Nun geben wir mit unserem 
Schwerpunkt einen weiteren Zwischen- 
bericht der Entwicklung. Auf dieser 
Seite 2 sind die Anschriften der Initiati- 
ven aufgeführt, die sich schon gegrün- 
det haben. Sie werden im Artikel von 
Tobias Reinarz näher beschrieben. Wir 
wissen aber auch aus anderen Städten 
noch von bevorstehenden Gründungen 
oder Vorbereitungsgruppen. Das ist ein 
deutliches Zeichen der Hoffnung für 
die Bewegung. 

Weiterhin dramatisch entwickelt sich 
die Ethik-Diskussion gegen behinder- 
tes Leben. Gleich mit mehreren Arti- 
keln und Mitteilungen müssen wir wie- 
der auf das Thema eingehen: Artikel 
von Anne Waldschmidt, Jörg Fretter, 
Buchbesprechnung Christoph/Mürner. 
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Die Vereinigung behinderter Menschen 
aus Ost und West kommt in dieser Aus- 
gabe nur mit einem Artikei zur Darstei- 
lung (Studierende aus Ost und West). 
In der nächsten Ausgabe gibts wieder 
mehr. 

Bitte denkt daran, wenn Ihr uns Artikel 
zusendet, geeignete Illustrationen mit- 
zusenden. Schön wäre es auch, wenn 
sich aus dem Kreis unserer Leserschaft 
gute Zeichner zur Mitarbeit bei uns mel- 
den würden. 

Schöne Ferien weiterhin! 

Selbstbestimmt Leben e.V. 
Ostertorsteinweg 98 
2800 Bremen 1 
0421 /70 44 09 

Aktion Autonom Leben 
Eulenstraße 74 

2000 Hamburg 50 
040/39 66 31 o. 39 25 55 

Zentrum für selbstbestimmtes Leben 
Pohlmanstr. 13 
5000 Köln 60 
0221/712 13 00 

fab e. V. 
Weinbergstr. 1 

3500 Kassel 
0561177 97 55 

Zentrum für selbstbestimmtes 
Leben e. V. 
Luitpoldstr. 42 
8520 Erlangen 
09131/20 5313 

V b A e. V. 
Uwe Frehse 

Westendstr. 93 
8000 München 5 

089/50 23 35 2 

Selbstbestimmt Leben Berlin 
c/o Ulrike Gottschalk-Porst 
Am Berlin Museum 6 
1000 Berlin 61 
Telefon: 5 41 37 41 

Konsultations- und Informationsstelle 
Petra u. Horst Rosenberger 
Karl-Maron-Straße 4/02.03 

Berlin, DDR - 1140 
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Neue Platte 

von Klaus Kreuzeder 

Behinderte Musiker von Weltklasse- 
Format gibt es ja schon einige, aber nur 
einen, der sich auch aktiv mit den Zie- 
len unserer Bewegung verbunden 
fühlt: Klaus Kreuzeder, Saxophonist. 
Zusammen mit dem Gitarristen Henry 
Sincigno bildet er das Instrumental- 
Duo SAX AS SAX GAN. Die neue 
CD/LP heißt „SAXAPPEAL“ und ist un- 
ter dem unabhängigen Label TRICK 
MUSIC erschienen. Wer der Musik 
noch andächtig lauschen kann, für den 
ist diese Platte ein Hochgenuß. Verlag; 
Steve Leistner, Spitalstr. 1, 8729 Trau- 
stadt, Tel.: 09528-1324 

Behindertenbeauf- 

tragte 

Nachdem Behinderte in der DDR für 
ihre Mitwirkungsrechte auf die Straße 
gegangen sind und die Beibehaltung 
„ihres“ Behinderten beauftragten im 
Amt forderten (siehe „rand- 
schau“2/90), hat nun auch Otto 
Regenspurger, Beauftragter der Bun- 
desregierung für die Belange der Be- 
hinderten, sich „mehr Behindertenbe- 
auftragte in Ländern und Gemeinden" 
gewünscht. Diese, so Regenspurger, 
trügen wesentlich dazu bei, die Chan- 
cen zur Eingliederung der Behinderten 
in Arbeit, Beruf und Gesellschaft zu 
verbessern. 

Davon habe ich noch gar nichts be- 
merkt. Regenspurger selbst ist ein 
deutliches Beispiel dafür, wie vermie- 
den wird, daß die Forderungen behin- 
derter Menschen tatsächlich umge- 
setzt werden. Seine Aufgabe ist Be- 
schwichtigen, Vertrösten, Hinhalten. Er 
soll den Verbänden das Gefühl vermit- 
teln, sie würden von der Bundesregie- 
rung gehört. Das schafft er sogar. Im- 
mer wieder erscheinen gemeinsame 
Erklärungen von Regenspurger mal mit 
Vdk, mal mit REICHSBUND, mal mit 
LEBENSHILFE, mal mit BAG H, und 
wie sie alle heißen. Dafür bekommt er 
zu seinem umfangreichen Einkommen 
als MdB zusätzliche Gelder und Mitar- 
beiterinnen. Das läßt man sich gefallen. 
Oder? Wielange lassen wir uns das 
noch gefallen? 

Der große Unterschied zwischen ihm 
und dem Behindertenbeauftragten der 
Behinderten in der DDR ist eben, daß 
Regenspurger der Beauftragte der 
Bundesregierung ist und nicht unser. 

SAXAPPEAL 

Ich möchte gern wissen, ob die Landes- 
beauftragten, die Regenspurger in sei- 
ner Presseerklärung benennt, einen 
Deut besser sind als er. Kann mir das 
einer sagen? Hat das schon mal je- 
mand Vorort geprüft? Lothar Sandfort. 

Landesbeauftragte der Behinderten in 
Berlin 
Angela Grützmann 
Senatsverwaltung für Gesundheit und 
Soziales 
An der Urania 12 - 14 
1000 Berlin 30 
Tel.:030-21222917 

Landesbeauftragter für Behinderte, 
Dr. Gerhard Koll 
Senatskanzlei 
Poststr. 11 
2000 Hamburg 36 
Tel.:040-36810 

Landesbeauftragter für Behinderten- 
fragen 
Wolfgang Gütlein 
Ministerium für Arbeit und Frauen 
Franz-Josef-Röder-Str. 23 
6600 Saarbrücken 
0681-5013253 

Bürgerbeauftragter für soziale Angele- 
genheiten des Landes Schleswig-Hol- 
stein und Landesbeauftragter für Be- 
hinderte 
Eugen Glombig 
Adolfstr. 48 
2300 Kiel 1 
Tel.: 0431-5962434 

Frau brachte mongoloi- 

des Kind zur 

Welt 

Das Hanauer Landgericht hat einen 
Arzt zu Schadensersatz verurteilt (AZ: 
70229/89) weil er eine schwangere Pa- 
tientin nur unzureichend über die spä- 
teren Geburtsrisiken aufgeklärt hatte. 
Die Frau brachte ein mongoloides Kind 
zur Weit. 

Im Alter von knapp 31 Jahren hatte sich 
die Klägerin in gynäkologische Be- 
handlung begeben, um sich nach vor- 
ausgegangener Fehlgeburt und erneu- 
ter Schwangerschaft beraten zu lassen. 
Dabei kam auch zur Sprache, daß ihr 
spastisch gelähmter und geistig behin- 
derter Bruder bereits im Alter von neun 
Jahren gestorben sei. Außerdem 
machte die Frau darauf aufmerksam, 
bei ihr und ihrem Ehemann würden un- 
terschiedliche Rhesus-Faktoren vor- 
liegen. 

Weil die Schwangere nun die Geburt ei- 
nes behinderten Kindes befürchtete, 
bat sie den Mediziner, eine Fruchtwas- 
seruntersuchung vornehmen zu las- 
sen. Der Gynäkologe lehnte dies je- 
doch mit dem Hinweis ab, die Frau sei 
„noch zu jung“. Außerdem würden die 
Krankenkassen die Untersuchung nicht 
bezahlen. Das Landgericht sieht darin 
eine „schuldhafte Verletzung des mit 
der Klägerin als Patientin geschlosse- 
nen ärztlichen Behandlungsvertrags, 
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weil er diese nicht zutreffend über das 
im konkreten Fall mit der Schwanger- 
schaft verbundene Risiko einer schwe- 
ren genetischen Schädigung der Lei- 
besfrucht und über die Fruchtwasse- 
runtersuchung als Verfahren zur siche- 
ren Feststellung einer solchen 
Schädigung informiert und beraten 
hat“. Nur die Mutter könne letztlich die 
Entscheidung treffen, heißt es in der Ur- 
teilsbegründung weiter Dabei geht das 
Landgericht auch auf Risiken ein, wo- 
nach Entnahme von Fruchtwasser „zu 
einem vorzeitigen Abgang der Leibes- 
frucht“ führen könne. 

Nach vorherrschender Mediziner-Mei- 
nung wird „spätgebärenden Frauen“ 
erst vom 35, Lebensjahr an eine Frucht- 
wasseruntersuchung nahegelegt. 
„Darauf kommt es aber nicht an“, stellt 
nun das Landgericht fest. Es sei näm- 
lich nicht Aufgabe des Arztes, der Pa- 
tientin als Antwort auf ihre Frage nur 
das Ergebnis seiner Überlegungen mit- 
zuteilen und seine Entscheidung, ob 
die Untersuchung ratsam sei. Daß sich 
die Mutter über eine eventuelle Chro- 
mosomenanomalie habe vergewissern 
wollen, sei „angesichts der entschei- 
denden Folgen für sie und das Kind ver- 
ständlich und zu respektieren“. 

Das Hanauer Landgericht kommt 
schließlich zu dem Schluß: „Der Bera- 
tungsfehler des Beklagten ist ursäch- 
lich dafür geworden, daß die Klägerin 
ein mongoloides Kind zur Welt ge- 
bracht hat." Nach dem Urteilsspruch 
beläuft sich der Schadensersatz „min- 
destens“ auf 24.000 Mark. Das ent- 
spricht einem erhöhten Unterhaltsbe- 
darf von 400 Mark monatlich, der sich 
auf einen Zeitraum von insgesamt 62 
Monaten erstreckt. 

Epidermolysis Bullosa 

Interessengemeinschaft sucht alle 
deutschen Epidermolysis-Bullosa-Pa- 
tienten 

Epidermolysis Bullosa (EB) ist wohl 
eine der seltenstens Erbkrankheiten. 
Sie äußert sich durch extremste Verletz- 
lichkeit der gesamten Körperhaut und 
meist auch der Schleimhäute. Bereits 
geringste mechanische Belastung ver- 
ursacht bei einem EB-Patienten die Bil- 
dung von Blasen; oder es kommt zur 
völligen Ablösung der Haut. Die Folgen 
der Erkrankung sind meist schwere 
Narben und Verwachsungen an Hän- 
den und Füßen. Oft können EB-Patien- 
ten sich nur flüssig ernähren, da die 
Speiseröhre durch ständig wiederkeh- 
rende Verletzungen verengt ist. 

Epidermis Bullosa zu haben, bedeutet 
ein Leben in Schwerstbehinderung mit 
dauernder Belastung durch Schmerz, 
immer neu entstehende offene Wunden 
und eine fortschreitende Einschrän- 
kung vieler Funktionen des Orga- 
nismus. 

Einer Angabe der Hautklinik der Uni- 
versität Heidelberg zufolge sollen etwa 
600 EB-Patienten in Deutschland le- 
ben. Wo sind sie verborgen??? 

Kaum ein Arzt kennt das seltene Krank- 
heitsbild. Die Betroffenen sind bei den 
vielfältigen Problemen in allen Lebens- 
beretchen meist jahrelang auf sich al- 
leine gestellt. So wird der letzte Rest an 
Heilungschancen vertan. 

Die set 1985 bestehende Interessenge- 
meinschaft Epidermolysis Bullosa e.V. 
(lEB) versteht sich als Selbsthilfege- 
meinschaft, die durch Kontaktauf- 
nahme und Erfahrungsaustausch unter 
den Betroffenen wirkliche Lebenshilfe 
anbieten möchte. Die Zusammenarbeit 
mit Spezialisten zur wissenschaftlichen 
Auseinandersetzung mit der Erkran- 
kung und die Aufklärung der Öffentlich- 
keit sind ebenso Hauptaufgabe der 
lEB. 

Mittlerweile kennt die lEB 60 EB-Patien- 
ten und ihre Familien - Aber wo sind die 
anderen 500-600 Betroffenen? 

Ohne Zusammenschluß in der Interes- 
sengemeinschaft EB kann sich keine 
Lobby bilden, wird es weiterhin an ver- 
antwortungsbewußtem sozialem Han- 
deln im Sinne der Bedürfnisse der Be- 
troffenen mangeln. 

Mit diesem Aufruf hofft die lEB, weitere 
betroffene Familien und ärztliche Helfer 
zu erreichen. 

Am 13. und 14 Oktober 1990 führt die 
lEB eine medizinische Fachtagung in 
der Tagungsstätte „Haus Villigst“ in 
5840 Schwerte 5 (bei Hagen) durch. 
Referate von Herrn Professor Krieg aus 
München und Herrn Professor Roth- 
gans aus Witten zu den Themen „Be- 
handlunsmöglichkeiten bei Epidermo- 
lysis Bullosa - neueste wissenschaftli- 
che Erkenntnisse“ sowie „Vorbeugung 
und Behandlung von Zahnerkrankun- 
gen bei EB“ stehen auf dem Pro- 
gramm. Es schließt sich eine Mitglie- 
derversammlung an. 

Nähere Informationen und Kontakte 
bei; Frau Elke Hartig, Beratungsstelle 
der lEB, DPWV-Sozialzentrum, Hauß- 
mannstr. 6, 7000 Stuttgart 1, Tel.; 0711/ 
2637-182 (2637-0 Zentrale). 

Hartnäckigkeit 

Auch die Stadt München hat nun be- 
schlossen (zumindest der Münchener 
WerkausschuB), alle neuen Busse als 
Niederflurbusse mit Hubplattform an- 
zuschaffen, Das ist ein neuer Erfolg un- 
serer Hartnäckigkeit als Betroffene 
selbst. Zug um Zug muß das weiterge- 
hen. Weitere Informationen bei Uwe 
Frehse, WestendstraBe 93, 8000 Mün- 
chen 2. 

(BUS+BAHK^ 

FÜR ALLE! 

Graue Sterbehilfe 

Trude Unruh, Vorkämpferin des Senio- 
renschutzbundes GRAUE PANTHER, 
hat nie ein Hehl daraus gemacht, daß 
sie sich selbst entscheiden will, wann 
sie sich ganz legal mittels eines Tode- 
spille (womöglich noch auf Kranken- 
schein?) das Leben nimmt. Im Ver- 
bandsorgan „Grauer Panther" hat in 
der vorletzten Ausgabe in einem länge- 
ren Artikel von Raimund Hoghe die 
85jährige Landgerichtspräsidentin i.R., 
Dr. Hedwig Meier, nicht nur ihren Le- 
bensüberdruß beschrieben sondern 
auch ihr weiteres Leben als Belästi- 
gung für andere. Eine heftige Debatte 
hat nun in der Folgeausgabe zwar be- 
gonnen, aber ohne Reflektion, was sol- 
che Artikel eigentlich bedeuten. 

Das dahinter Methode steht, zeigt sich 
in einem anderen Artikel. 
Die GRAUEN PANTHER freuen sich 
darin, daß in Frankreich der neue Bür- 
germeister einer Gemeinde einen „Rat 
der Ältesten“ einberufen hat. Die 
GRAUEN PANTHER möchten sowas 
auch bei uns installieren und rufen auf, 
per abgedruckten Stimmzetteln einen 
Rat der Weisen für die BRD zu wählen. 
Jede und jeder können zwar aufschrei- 
ben, wen sie wollen (wenn diese über 
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60 Jahre alt sind und Deutsche), aber 
es werden auch konkrete Vorschläge 
gemacht. Darunter befindet sich nicht 
nur die bekannte Befürworterin der 
Sterbehilfe für den Eigenbedarf, Inge 
Meysel, sonder auch Julius Hackethal, 
Sterbehelfer aus Profession. Ich bin ge- 
spannt, ob sie den Sprung in den Rat 
der Weisen schaffen, und wie wir uns 
mit diesem Gremium auseinanderset- 
zen werden? 
Ich bin auch gespannt, ob die GRAUEN 
mittlerweile überhaupt noch bereit 
sind, Ihre Vorsitzende, Trude Unruh, in 
dieses Gremium zu wählen, gegen die 
die verbandsinterne Kritik zunimmt. 
Vorgeschlagen ist sie natürlich. 

KLEINANZEIGE 

Aktion autonom leben - Beratungs- 
stelle für Behinderte sucht behinder- 
te Sozialpädagogin für autonomen 
Frauenbereich. Tel.; 040-392555 oder 
040-396631 

Der Verein „Ambulante Dienste" sucht 
zum 01. 10. 1990 eine(n) behinderte(n) 
Kollegen in seinem Nordbüro. Die Ar- 
beitszeit beträgt mindestens 3 
Tage/Woche mit einer Stundenanzahl 
von 20. Bevorzugt werden die Bezirke 
1000 Berlin 65, 51 und 21. Schriftliche 
Bewerbungen an: Ambulante Dienste 
e.V, Bewerbung 10/90, Malplaquet- 
straße 11,1000 Berlin 65. 

X 

Gästehauseröffnung 

in Hannover 

Im Sommer 1990 eröffnet die „Gemein- 
nützige Gesellschaft zur Förderung 
Körperbehinderter" in der Niedersäch- 
sischen Landeshauptstadt das „Gäste- 
haus Hannover“ mit 35 Betten. 

Das Gästehaus liegt in einer ruhigen 
und doch zentralen Lage in unmittelba- 
rer Nähe der berühmten Herrenhäuser 
Gärten. Das Haus ist in allen Bereichen 
rollstuhlgerecht ausgestattet und eig- 
net sich besonders für die Durchfüh- 
rung von Seminaren und Tagungen. 
Neben dem großen Speisesaal stehen 
unseren Gästen zwei Tagungsräume je- 
derzeit zur Verfügung. Zur Erholung 
dient das gemütlich eingerichtete Fo- 
yer. Alle Doppel- und ein Teil der Einzel- 
zimmer sind mit Dusche und WC aus- 
gestattet. Die Betreiber des Gästehau- 
ses sind bemüht, ihren Gästen den je- 
weils aktuellen Kulturfahrplan der Stadt 
Hannover zur Verfügung zu stellen. Auf 
Wunsch werden Fahrdienste organi- 
siert. Es werden auch Helfer für die per- 
sönliche Assistenz angeworben, so daß 
die Gäste für die Dauer ihres Aufenthal- 
tes im Hause von allen organisatori- 
schen Sorgen befreit sind. Als beson- 
dere Leistung des Gästehauses wer- 
den in regelmäßigen Abständen EDV- 
Grundlagen- und Aufbaukurse angebo- 
ten, die von speziell für diesen Bereich 
ausgebildeten Mitarbeitern durchge- 
führt werden. Sollten noch Fragen offen 
sein oder für Anmeldungen: Gemein- 
nützige Gesellschaft zur Förderung 
Körperbehinderter mbH, Herrenhäuser 
Kirchweg 14, 3000 Hannover 1, Tel.: 
0511/70838-0. 

GÄSTEHAUS 

HANNOVER 

Kontaktanzeige 

Rollstuhlf., 36 J, Bürokauffrau sucht 
Kontakt zu anderen Körperbehinder- 
ten. Anette Bentrup, Spinnereistr. 17, 
4800 Bietefeld 1 

Briefkontakt 

Für meine Kartei mit Adressen von Be- 
hinderten und Nichtbehinderten suche 
ich noch weitere schreibfreudige Men- 
schen, die sich anregende Briefkon- 
takte wünschen. Schreibt mit bitte per- 
sönliche Daten und Interessen, die 
Euch wichtig erscheinen. Von einem 
frankierten Briefumschlag abgesehen, 
ist die Vermittlung kostenlos. 
Inge Becker, Ghesstraße 9, 4019 Mon- 
heim 2 
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Initiativen für Tobias Reinarz 

„selbstbestimmtes Leben“ 

in Deutschiand 

- Stand und 

Entwickiung - 

„Seit Jahrhunderten wurde der 
krasse Krüppel In einer Welt, die sich 
von seinem Aussehen beleidigt 
fühlte, gebeutelt, gebrandmarkt und 
als menschliche Schlacke behan- 
delt. - Herabgesetzt zerbrach er 
daran, Menschen ähneln zu müssen, 
die nichts zu bieten haben und noch 
weniger nachdenken in ihrem Leben 
geistloser Normalität.“ 

Christopher Nolan 

Damit es weniger wird, daß Menschen 
mit Behinderung am Normalitätswahn 
unserer „zivilisierten“ Gesellschaft zer- 
brechen, gibt es seit 1978 in Deutsch- 
land die Krüppelbewegung. Franz Chri- 
stoph und einige Mitstreiterinnen in 
Bremen hatten damals den Begriff 
„Krüppel“ für sich gewählt und sich zur 
ersten Krüppelgruppe zusammenge- 
schlossen, um deutlich zu machen, daß 
sie sich ihrer Situation in unserer Ge- 
sellschaft sehr wohl bewußt waren. 

Die Akzeptanz unserer persönlichen 
Existenz als Krüppel war auch in Köln 
der erste Schritt zu einem sich wan- 
delnden Selbstbewußtsein. Reichlich 
angekratzt durch die Erfahrungen in ei- 
ner nichtbehinderten Gesellschaft, die 
uns entweder in goldene Verwahr- und 
Bildungskäfige steckte oder als Exoten 
bewunderte und alleine ließ, waren wir 
jung und lebendig genug uns nicht zer- 
brechen zu lassen. Krüppelig zu sein, 
vereinte uns, und das Gefühl, „das 
kann doch nicht alles gewesen sein". 

Keiner von uns hatte zu diesem Zeit- 
punkt von „Berkley", „independent li- 
ving" oder „peer counseling“ gehört. 
Uns ging es einfach nur besser, durch 

gemeinsame Gespräche und Erleb- 
nisse unsere Identität zu erfahrenen. 
Gemeinsam fühlten wir uns zum ersten 
mal stark genug, um uns aus den Ab- 
hängigkeiten der nichtbehinderten 
,,Halbgötter“ zu befreien und zu wach- 
sen. Das, was da zu wachsen begann 
und auch noch Spaß machte, war 
nichts anderes als das Gefühl und das 
Bewußtsein, trotz körperlicher Ein- 
schränkungen unser Leben selbst be- 
stimmen zu können. 

Ich stelle diese persönlichen Erfahrun- 
gen an den Anfang meines Berichtes, 
weil es meiner Meinung nach die deut- 
schen Ausgangspunkte sind, die heute 
in den Beratungsstellen des „selbstbe- 
stimmten (autonomen) Leben" ihre 
Früchte tragen. Der im Laufe der Zeit 
von uns übernommene und ins Deut- 
sche übersetzte amerikanische Begriff 
des „independent living“ bot sich aus 
drei Gründen an: 

• er trifft inhaltlich genau unser Ziel, 
• er bietet eine größere Chance, sich 

einzulassen, 
• er dient der internationalen Verbin- 

dung der Bewegung. 

Nach meiner Auffassung sollten wir un- 
sere Ursprünge nicht aus den Augen 
verlieren, denn die deutschen Bedin- 
gungen sind einfach andere als die in 
den USA. Diese Unterschiedlichkeit be- 
kommen alle Vereine und Initiativen 
des „Selbstbestimmt Leben" bereits 
dann zu spüren, wenn sie nur darüber 
nachdenken, wie sie ihre Ideen und Er- 
fahrungen durch die dauerhafte Errich- 
tung einer Beratungsstelle umsetzen 
können. 

Wir haben in Deutschland kein Anti- 
Diskriminierungsgesetzt sondern 
„nur“ das GG und das BSHG. Wir ha- 
ben kein großes finanzielles Sponso- 

ring durch die Industrie. In den USA 
gibt es keine Vereine, Verbände, Ver- 
waltungen, Parteien und Politiker, die 
man erst einmal unter einen Hut be- 
kommen muß, bis es soweit ist, daß sie 
sich überhaupt vorstelten können, un- 
sere Arbeit zu fördern und zu finan- 
zieren. 

Anfang der 80er Jahre veranstaltete die 
VIF in München einen internationalen 
Kongreß „Selbstbestimmt Leben Be- 
hinderter“. Das war der erste Kontakt 
unserer Bewegung mit den Ideen des 
„Independent Living". August Rügge- 
berg ergriff gemeinsam mit der VIF dar- 
aufhin die Initiative, in der BRD Bera- 
tungsangebole nach dem Vorbild der 
ClL’s aufzubauen. Dieser erste Versuch 
scheiterte jedoch aus verschiedenen 
Gründen, 

1986 waren einige von uns in den USA 
um sich vor Ort ein Bild von der dorti- 
gen Situation zu machen. Der Besuch 
der ClL’s erbrachte den anschaulichen 
Beweis, daß Behinderte ihre Interessen 
selbst vertreten und an Ratsuchende 
weitergeben können. Diese Erfahrung 
war der entscheidende Anstoß, unsere 
eigenen Aktivitäten in organisierte Ser- 
vice-Einrichtungen umzusetzen. 

Nach und nach entstanden ab 1986 aus 
den kleinen örtlichen Initiativen von Be- 
troffenen professionelle Beratungsstel- 
len, die in der Regel durch AB-Maßnah- 
men des Arbeitsamtes finanziert 
wurden. 

Bremen 

Die Kolleginnen aus Bremen hatten 
hierbeit erneut eine Vorreiterfunktion. 
Aus dem bereits 1980 gegründeten 
„Krüppelselbsthilfe e.V“ und der seit 
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1982 bestehenden „Kommunikations- 
stätte QUASIMODO", entstand am 
15.10.1986 das Beratungsstellenprojekt 
„Selbstbestimmt Leben“, in dem 5 qua- 
lifizierte Betroffene auf ABM-Basis be- 
schäftigt wurden. Oberstes Ziel des 
Projektes sollte sein, Beratung anzu- 
bieten. die auch stark pflegeabhängi- 
gen Menschen ein Leben auBerhalb 
von Heimen eröffnen sollte. 

Damals war gedanklich schon klar, was 
heute konzeptionell nach schwedi- 
schem Vorbild ausgereift in Form der 
„Assistenzgenossenschaft Bremen“ 
vorliegt. Selbstbestimmtes Leben be- 
hinderter Menschen kann danach nur 
erreicht werden, wenn wir unsere Kom- 
petenzen zurückbekommen oder sie 
uns gar nicht erst entzogen werden. Es 
handelt sich hierbei um 

• Finanzkompelenz, 
• Organisationskompetenz, 
• Personalkompetenz, 
• Anleitungskompetenz, 

aus deren Gewährleistung sich die 

• Sozialkompetenz 

zur Teilnahme am gesellschaftliche Le- 
ben erst entwickeln kann. 

Heute sind in der Beratungsstelle nach 
einem ersten Personalwechset durch 
auslaufende ABM’s 4 Mitarbeiterinnen 
beschäftigt. Diese Stellen werden er- 
neut durch die Arbeitsverwaltung über 
AB-Maßnahmen und das Arbeitsförde- 
rungsgesetz §91 ff finanziert. Dies be- 
deutet jedoch auch eine Gefährdung 
der Beratungskontinuität, da diese Zu- 
schüsse nur Personengebunden ge- 
währt werden. Dem Verein ist nach neu- 
esten Meldungen jedoch in Aussicht 
gestellt worden, ab 1991 einen eigenen 
Haushaltstitel im Etat der Stadt zu be- 
kommen. 

„Die Beratungsstelle „Selbstbestimmt 
Leben" hat die Funktion durch persönli- 
che Beratung, Begleitung und Unter- 
stützung bei der Durchsetzung indivi- 
dueller Rechte und selbstbestimmter 
Lebensmöglichkeiten persönliche Hilfe 
zu leisten. Gleichzeitig soll über Betrof- 
fenenberatung anhand konkreter Vor- 
bilder zur Gegenwehr ermutigt, Infor- 
mation über MiBstände und Diskrimi- 
nierung gesammelt, gebündelt, öffent- 
lich gemacht und Widerstand dagegen 
organisiert werden.“ (Jahresbericht 
1989} 

Köln 

Das „Zentrum für selbstbestimmtes Le- 
ben“ in Köln begann im Mai 1987 mit 3 
Mitarbeiterinnen ebenfalls auf ABM- 

lllustration zum Text - 

Text zur Illustration 

Der Arbeiter-Samariter-Bund (ASB) hat 
eine neue Idee zur Werbung für seine 
Arbeit entwickelt. Die bisherige Me- 
thode, mit realistischen Fotos zu infor- 
mieren, sei nicht erforderlich gewesen, 
da es sich bei den ASB-Einsatzen zu- 
meist um Katastrophenhilfe handelt. 
Solche Realitätsbezüge schrecken ja 
bekanntlich eher ab. Nun sind sechs in- 
ternational anerkannte Künstler gewon- 
nen worden, die jeweils eine Grafik zur 
Verfügung gestellt haben. 

Künstler und Leittehmen dieser Grafi- 
ken sind; 
Gegen die Intoleranz 
- Gottfried Heinwein 
Gegen die Gleichgültigkeit 
-Tomi Ungerer 

Gegen die Traurigkeit 
- Roland Topor 
Gegen die Hilflosigkeit 
- Michael Weinrich 
Gegen die Einsamkeit 
-Jochen Stücke 
Gegen die Sinnlosigkeit 
- Carl Barks 
(Erfinder von „Donald Duck) 

Jeder Künstler hat sich „sein“ Thema 
ausgewählt und ein Original geschaf- 
fen, das der ASB am 26. Juli 1990 auf 
einer Pressekonferenz erstmalig der 
Öffentlichkeit vorgesteitt hat. Wande- 
rausstellungen durch die Bundesrepu- 
blik Deutschland schlleBen sich an. 

Im Mittelpunkt jeder Grafik steht das 
Kindheitssymbol „Teddybär“. Ein Sym- 
bol für entgangene Zuwendung. Mögli- 
cherweise der beste Freund, den man 
als Kind je hatte, wenn die Zuwendung 
anderer Menschen gefehlt hat. Ein Ted- 

gegen Traurigkeit 

ASB-Künstler-Aktion 
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dybär als Freund der Kindheit löst zu- 
dem selbst da noch Betroffenheit aus, 
wo man gegen die Darstellung von 
Menschen in schlimmen Situationen 
längst abgestumpft ist. Die Grafiken 
wecken verdrängte Gefühle. 

Alle sechs Grafiken werden als Sieb- 
druck aufgelegt, Format DIN A1, und zu 
einem Anerkennungspreis von pro 
Stück 69,- DN über die ABS Orts- ud 
Landesverbände und über den ASB- 
Bundesverband verkauft. Kontakt- und 
Bestelladresse: Arbeite r-Samari- 
ter-Bund Deutschland e.V., Referat 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Sülz- 
burgstraße 140, 5000 Köln 41, Tel.: 
0221 /4760524 oder 4760550. 

Aber es gibt auch Aufkleber zum Stück- 
preis von 0,45 DM und Poster zu 2,90 
DM. Insgesamt hofft der ASB mit der 
Aktion 4 Millionen Mark zu erzielen. Wir 
drucken die sechs - im Original natür- 
lich farbigen - Motive in dieser Ausgabe 
der Randschau ab. 

Arbeiter-Samariter-Bund 

Basis ihre Vorbereitungen, um am 15. 
September seine Beratungstätigkeit 
anlaufen zu lassen. Zur Zeit sind drei 
Kolleginnen mit unbefristeten Arbeits- 
verträgen im Z s L beschäftigt. 

Träger des Projektes ist der 1976 be- 
gründete Ce Be eF Köln e. V. Ende der 
70er Jahre entwickelten einige Mitglie- 
der des Vereins eine Linie, die sich den 
Ideen von Franz Christoph sehr nahe 
fühlten. Sie gründeten bald darauf die 
Kölner Krüppelgruppen und nahmen 
etwas Abstand von der gemäßigteren 
Sichtweise (Behinderte und Nichtbe- 
hinderte) des Vereins. 

Wie in der gesamten Bewegung, so 
kam es auch in Köln im Laufe der 80er 
Jahre wieder zu einer Annäherung bei- 
der Standpunkte. Das Z s L ist die ge- 
sellschaftspolitische Antwort des Ver- 
eins auf seine bis dahin gemachten Er- 
fahrungen und Aktionen. Dieses Wis- 
sen sollte durch eine Beratungsstelle 
an einen größeren Personenkreis wei- 
tergegeben und -entwickelt werden. 
Hierbei stand von Beginn an die Prä- 

misse einer unabhängigen Beratung im 
Vordergrund. Oie Beratungstätigkeit 
sollte niemals zu irgendwelchen Ab- 
hängigkeiten der Ratsuchenden füh- 
ren, da „Freiwilligkeit" und „Beratung 
im Sinne der Betroffenen“ dadurch ge- 
fährdet werden könnten. 

Da uns klar war, daß es keine Finanz- 
töpfe zur Bezuschussung von reiner 
Beratung gibt, und wir keine Finanzie- 
rung über einen ambulanten Dienst 
wollten, entschieden wir uns für die po- 
iitischen Verhandlungen zu zwei 
Grundhaltungen, die auf keinen Fall 
verlassen werden durften: 

1. keinen Personalwechsel durch neue 
ABM-Verträge 

und 
2. kein langes Hinauszögern der end- 

gültigen Entscheidung über das 
Überleben des Z s L ; entweder es 
klappt, oder wir gehen unter. 

Nach Möglichkeit überall präsent sein, 
nicht locker lassen, sich überall zu Wort 
melden, zeigen, daß wir was zu bieten 
und zu sagen haben, immer wieder an- 
klopfen und Unterstützung fordern. 
Diese Strategie konnten wir nur durch- 
halten, weil uns klar war, daß niemand 
ernsthaft gegen die Selbstbestimmung 
von Behinderten sein konnte, ohne sich 
politisch ins Abseits zu manövrieren. 
Darüber hinaus haben wir uns politisch 
auf keine Partei festgelegt, sondern alle 
(außer REP’s) angesprochen, so daß 
keiner die Möglichkeit hatte, unsere 
Forderungen parteipolitisch auszu- 
schlachten. 

Vseit Mai d. J. steht nun die „institutio- 
f >10110 Förderung“ im Rahmen eines 

3jährigen Modellprojektes fest; die 
Stadt Köln hat damit politisch Position 
bezogen. Sie ist die erste Kommune, 
die mit dieser Entscheidung das Selbst- 
vertretungsrecht behinderter Men- 
schen politisch manifestiert und finan- 
ziert. Gleichzeitig räumt sie mit diesem 
Schritt ein, daß eine psycho-soziale Be- 
ratung und Begleitung bisher fehlte. Sie 
schließt damit eine Lücke, die im BSHG 
unter dem Begriff der „persönlichen 
Hilfen“ bereits festgeschrieben ist, je- 
doch bisher nicht ausreichend ausge- 
füllt wurde. Sie hat akzeptiert, daß die 
Beratung von Hiifesuchenden bei ei- 
nem freien Träger liegen muß, wenn Be- 
ratung „im Sinne der Betroffenen“ er- 
folgen soll. 

Laut einer Beschlußvorlage der Soziat- 
verwaltung vom 19. 4.1990 ist damit zu 
rechnen, daß die Stadt Köln Kontakt zu 

den Städten Bremen, Hamburg, Kassel 
und Erlangen aufnehmen wird, um sich 
nach der Arbeit der dortigen Bera- 
tungsstellen zu erkundigen. Wir hoffen, 
daß die Kölner Entscheidung auch eine 
initlalwirkung auf diese Städte haben 
wird. 

Hamburg 

ln Hamburg gibt es seit 1986 den Verein 
„Aktion Autonom Leben, Beratungs- 
stelle für Behinderte e.V,“. Diese Initia- 
tive von engagierten Behinderten 
setzte sich damals ein ähnliches Ziel 
wie Bremen. Krüppel, die in Heimen le- 
ben oder in Abhängigkeit von Angehöri- 
gen, sollte der Weg zu einem Selbstbe- 
stimmten Leben möglich werden und 
durch persönliche Beratung alternative 
Hilfsangebote aufgezeigt werden. 

Gleichzeitig verfolgten sie auf lange 
Sicht das Ziel ein „Krüppelzentrum" als 
Treffpunkt aufzubauen, in dem sich Be- 
troffene durch Informationen in jeder 
Form und durch Kontakte mit anderen 
selber „schlau machen“ können. Selb- 
ständigkeitskurse zur Haushaltsfüh- 
rung und Anleitungen im Umgang mit 
Helferl NNEn gehörten mit zu den 
Zielen. 

Im Sommer 1988 eröffnete der Verein 
mit dem „Röpers-Hof-Cafä“ ein weite- 
res Projekt, welches von der Behörde 
für Arbeit, Jugend und Soziales (BAJS) 
und durch das Arbeitsamt mit 4 Arbeits- 
plätzen gefördert wurde. Dieses Cafä 
steht grundsätzlich jedem offen, und ist 
als Modell zur Schaffung von Arbeits- 
plätzen für Behinderte voll anerkannt. 

Die ABM-Stellen der Beratungsstelle 
liefen im Herbst 1989 aus, nachdem 
Anträge auf weiterführende Regelfi- 
nanzierungen für 1990 abgelehnt wur- 
den. Durch diese Entscheidung hat die 
Arbeit in der Beratungsstelle erhebli- 
chen Schaden genommen, da keine 
Personalkontinuität gewährleistet wer- 
den konnte und für mehrere Monate ein 
Anrufbeantworter den regelmäßigen 
Dienst versah. Mit vereinten Kräften 
von Vereinsmitgliedern und ehemali- 
gen Angestellten wurde auf ehrenamtli- 
cher Basis ein Notdienst aufrechterhal- 
ten, um den Kontakt zu den Ratsuchen- 
den nicht ganz zu verlieren. 

Das Arbeitsamt, bisher der verläßlich- 
ste Sponsor der „Selbstbestimmt Le- 
ben“-lnitiativen, springt nach dieser 
6monatigen Durststrecke für weitere 2 
Jahre mit einem Stetlenkontingent von 
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6-7 Arbeitsplätzen in die Bresche, so- 
daß Aktion Autonom Leben einen zwei- 
ten Anlaut zur Regelfinanzierung star- 
ten kann. Dem Verein verbleiben also 
weitere 2 Jahre Zeit, um sein Angebot 
abzusichern. 

Gerade die Hamburger Situation macht 
sehr deutlich, daß der Entzug von Per- 
sonalfinanzierung tödliches Gift für Be- 
ratungsstellen ist. Die Initiativen, die 
die Grundsätze des Selbstbestimmten 
Leben in Deutschland entwickelt und 
vorangetrieben haben, sind finanz- 
schwach und abhängig von direkten Fi- 
nanzierungen. Sie verfügen über kein 
Kapital oder andere Einnahmequellen 
um Durststrecken durch interne finan- 
zielle Transaktionen überwinden zu 
können. 

Was uns jedoch bleibt, ist das Kapital 
der Idee und der Erfahrung eines 
Selbstbestimmten Lebens. Hinzu 
kommt die Gewißheit, daß Konzepte nur 
dann wirkungsvoll umgesetzt werden 
können, wenn sie von einer gewachse- 
nen, inneren Überzeugung getragen 
werden. Leider reicht das jedoch nicht 
aus um zu überleben. Ohne finanzielle 
Absicherung bleibt die Arbeit auf das 
aller Nötigste begrenz und vom Unter- 
gang bedroht. 

Erlangen 

ln Erlangen gab es seit 1977 die „Stu- 
denteninitiative Behinderter e.V“ {kurz 
StiB), die sich als Selbsthilfegruppe für 
ihre speziellen Belange einsetzte. 
Durch den Kleinstadtcharakter Erlan- 
gens war der Konkurrenzdruck durch 
andere Behindertenvereine gering, so 
daß sich der Verein unter wachsender 
öffentlicher Anerkennung ungestört 
entwickeln konnte. Angeregt durch 
Kontakte zur emanzipatorischen Behin- 
dertenbewegung entstand Ende 1987 
im Verein die Idee, seinen Namen in 
„Zentrum für selbstbestimmtes Leben 
Behinderter e.V.“ umzubenennen. 

Mittlerweile ist es dem Verein gelun- 
gen, 2 hauptamtliche Mitarbeiterinnen 
einzustellen, die teilweise vom Staats- 
ministerium für Arbeit und Sozialwesen 
(Bayern) und von der Stadt Erlangen fi- 
nanziert werden. Weiterhin sind 2 AB- 
Maßnahmen mit Anschlußfinanzierun- 
gen über Schwerbehindertengesetz 
und Arbeitsförderungsgesetz für 5 
Jahre gesichert. Darüber hinaus wer- 
den Laienhelfer und 7 Zivis über Zu- 
schüsse von der Stadt und dem Lan- 
desversorgungsamt beschäftigt. 

Erlangen hat sich zum Ziel gesetzt, ein 
Pflege- und Organisationszentrum auf- 
zubauen, da hier keine ambulanten 
Dienste angeboten werden. Tragender 
Pfeiler der Arbeit ist also das Angebot 
„persönlicher Assistenz“, um möglichst 
vielen Behinderten ein Selbstbestimm- 

tes Leben außerhalb von Heimen und 
einengendem Elternhaus zu ermögli- 
chen. Beratung bietet das Zentrum zu- 
nächst im Rahmen seiner Funktion als 
ambulanter Dienst ihren Kunden an. 
Durch Gesprächskreise, Kurse und Ein- 
zelgespräche werden Informationen 
und Techniken an ratsuchende Behin- 
derte, Helferinnen und Angehörige ver- 
mittelt. 

Ein weiteres Projekt der Erlanger ist der 
Aufbau eines „Atem-Zentrums" für 
Süd-Deutschland. Die Idee hierzu ent- 
wickelte sich 1988 nach dem internatio- 
nalen Polio-Kongreß in München. In 
Amerika steht die „Independend Li- 
ving“-Bewegung in enger Verbindung 
zu der Vereinigung der Polio-Überle- 
benden. Ziel des Atem-Zentrums (sol- 
ches soll auch in Bremen entstehen) ist 

die Aufklärung über Spätfolgen von Po- 
lio und die Begleitung von Menschen, 
die mit Polio leben. Atemprobleme von 
Polio-Überlebenden werden oft nicht 
richtig diagnostiziert und behandelt, so 
daß durch diese Unwissenheit schon 
viele von uns gestorben sind. 

Kassel 

Im September 1987 gründete sich in 
Kassel der „Verein zur Förderung der 
Autonomie Behinderter e.V.“ (fab). 
Seine Gründung war die Reaktion einer 
Gruppe Behinderter auf die mangelhaft 
durchgeführte Beratung durch die 
Stadt Kassel. Ähnlich wie die Erlanger 
Kolleginnen entschied sich der f a b je- 
doch bald dazu, einen ambulanten 
Dienst aufzubauen, der zunächst über 
AB-Maßnahmen finanziert werden 
sollte, da für ausschließliche Beratung 
keine Finanzierungschancen bestan- 
den. Hinzu kam die Tatsache, daß Kas- 
sel diesbezüglich über keine Infrastruk- 
tur verfügte. 

Vor ca. 1 Jahr wurde der Schritt ge- 
wagt, die Beratung vom ambulanten 

3 
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Dienst zu trennen, in der Hoffnung, nun 
eine Finanzierung dafür aufbauen zu 
können. Die bisherige Arbeit hatte zu- 
dem gezeigt, daß Beratung „im Sinne 
der Betroffenen" nicht vom selben An- 
bieter abgedeckt werden darf wie der 
ambulante Dienst, da sonst Interessen- 
kollisionen des Trägers entstehen. 

Heute ist der f a b in einer unsicheren 
Situation. Für 1991 ist zwar eine weitere 
AB-Maßnahme für die Beratung bewil- 
ligt, die Stadt Kassel hat jedoch alle 
Kooperationsangebote des Vereins in 
den Wind geschlagen. Die Arbeit trägt 
sich daher nur noch über Spenden und 
Mitgliedsbeiträge. Sobald die AB-Maß- 
nahmen auslaufen werden die einzigen 
öffentlichen Gelder versiegen, und die 

Arbeit droht zu scheitern. Weder der 
ambulante Dienst noch die Beratungs- 
stelle haben sich bisher absichern 
können. 

Es ist fast nicht zu glauben, daß die 
Stadt sich derartig gegenüber dem An- 
gebot des f a b gesperrt hat - aber das 
ist Politik! Im Bundesland Hessen gibt 
es ein Programm, durch welches das 
Land flächendeckend mit Sozialstatio- 
nen überzogen werden soll. Kassel er- 
hält 8 Stationen, die die Betreuung, Be- 
ratung und Pflege Behinderter ambu- 
lant abdecken sollen. Da das Pro- 
gramm mit einem hohen Etat 
verbunden ist, und weil in Hessen der 
„Wildwuchs“ von kleinen Vereinen und 
Initiativen unterbunden werden soll, ha- 

gegen Einsamkeit 
40 

ben die Stadtväter und -mütter von Kas- 
sel die gesamte Aufgabe (und damit 
das Geld) der Arbeiterwohlfahrt (AWO) 
übertragen. 

Ais etablierter Wohlfahrtskonzern 
zeichnet sich die AWO (wie alle ande- 
ren großen Verbände) dadurch aus, daß 
sie über eine vorhandene Verwaltung- 
sinfrastruktur und gute Beziehungen zu 
Politik und „Gesellschaft“ verfügt. 
Hinzu kommt ihr „vertrauenerwecken- 
der“ Erfahrungsschatz in der Sozialar- 
beit. Genauer betrachtet ist die AWO in 
Kassel jedoch in der Behindertenarbeit 
völlig unerfahren. 

Die Stadt Kassel muß sich sagen las- 
sen, daß sie mit dem Ausschluß des f a 
b gleichzeitig unser Menschenrecht auf 
Selbstbestimmung und -Vertretung 
ignoriert. Hier wird offensichtlich mehr 
Wert auf Versorgung und Verwaltung 
von Behinderten gelegt, als deren Auto- 
nomie und Selbstverantwortung zu le- 
gitimieren. 

Berlin 

ln Berlin (West) befindet sich das „Zen- 
trum für selbstbestimmtes Leben be- 
hinderter Menschen“ in Planung. Auf 
der 2ten bundesweiten Tagung „Ambu- 
lante Dienste und Beratungsstellen“ in 
Köln, Anfang Dezember 1989, wurde 
das Konzept zum ersten Mal vorge- 
stellt. 

Der „Spontanzusammenschluß ...“ 
plant mit dem Aufbau des Zentrums ein 
Forum für behinderte Menschen in dem 
man/frau Kontakte, Informationen und 
Beratung bekommen kann. Weiterhin 
soll es eine Möglichkeit für Initiativen 
bieten, sich zu organisieren. 

Auch hier steht der Leitgedanke von 
Adolf Ratzka im Vordergrund, daß Be- 
hinderung „kein Schicksal, kein medi- 
zinisches Problem, sondern ein Pro- 
blem politischer und persönlicher 
Macht, vor allem aber eine Frage des 
Bewußtseins“ ist. 

„Unser Zentrum soll Teil einer Bürger- 
rechtsbewegung behinderter Men- 
schen sein. In ihm werden wir miteinan- 
der in Kontaktt treten, einander infor- 
mieren und beraten. Wir wollen Selbst- 
bestimmt Leben lernen, unsere 
persönliche und kulturelle Identität als 
behinderte Menschen finden und ge- 
meinsam politisch handeln. Die Pro- 
bleme der Schwerbehinderten, der be- 
hinderten Frauen und Kinder sollen in 
unserer Arbeit besondere Beachtung 
finden." (Zitat aus dem Berliner Kurz- 
konzept) 
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München 

ln München hat sich vor Kurzem der 
„Verbund behinderter Arbeitgeber e.V.“ 
(VbA) gegründet. Sein Zweck ist die 
„Interessenswahrnehmung und -Ver- 
tretung behinderter Personen, die Ar- 
beitgeberfunktionen ausüben. Insbe- 
sondere sind hier gemeint behinderte 
Arbeitgeber, die ihren individuellen Be- 
darf an persönlicher Assistenz eigen- 
verantwortlich und eigenständig orga- 
nisieren. 

Vorrangiges Anliegen des VbA ist es, 
Bedingungen zu fördern und zu schaf- 
fen, die es behinderten Menschen er- 
möglichen unabhängig von Institutio- 
nen, Aus-Sondereinrichtungen, halbin- 
stitutionellen Helferzentralen und am- 
bulanten Diensten ihr Leben zu 
gestalten. 

Beabsichtigt ist die Erbringung folgen- 
der Dienstleistungen: 
• Beratung 
• Hilfen bei der Assistenzfindung und 

•führung 
• Durchführung von Schulungen 
• Beratung bei der Legalisierung der 

Angestelltenverhältnisse ihrer Assi- 
stenten 

• Beratung im Anschluß an Reha- 
Maßnahmen 

• Allgemeine Hilfen zur eigenständi- 
gen Lebensführung“ 

(Auszug aus dem Rohkonzept des VbA) 

Berlin-Ost 

Ebenfalls im Aufbau befindet sich eine 
„Konsultations- und Informationns- 
stelle" in Berlin(Ost). Erste Kontakte ha- 
ben gezeigt, daß auch in der DDR Be- 
strebungen vorhanden sind, Prinzipien 
des Selbstbestimmten Lebens für Be- 
hinderte zu entwickeln (wie in der letz- 
ten „randschau“ berichtet) und über 
eine Beratungsstelle weiterzugeben. 
Die Weichen für eine Zusammenarbeit 
sind gestellt, und wir sind gespannt was 
bei der geplanten Vereinigung beider 
deutscher Staaten für unsere gemein- 
same Sache herausspringt. 

Zusammenarbeit 

Seit Herbst 1989 haben sich die beste- 
henden Initiativen mehrmals getroffen, 
um ihre Zusammenarbeit zu intensivie- 
ren. Wir haben versucht unsere Ge- 

meinsamkeiten herauszuarbeiten, um 
auf dieser Grundlage einen Zusam- 
menschluß der deutschen Selbstbe- 
stimmt Leben-Initiativen anzustreben. 
Wie und wann wir uns trauen werden, 
diesen Schritt zu tun, ist noch nicht ab- 
zusehen. Vorerst soll es jedoch bei ei- 
nem regelmäßigen Erfahrungsaus- 
tausch bleiben, der sich auf die konkre- 
ten Arbeitsprobleme in den Beratungs- 
stellen konzentrieren soll. 

Die tte bundesweite Tagung zum 
Thema „AD und BERATUNGS- 
STELLE" wurde im Sommer 1989 von 
„MOBILE“ in Dortmund veranstaltet 
und drohte als Eintagsfliege zu enden. 
Damals regten wir vom Z s L Köln an, 
eine Folgetagung zu organisieren, um 
dort konkrete Ziele und Forderungen zu 
erarbeiten, die dann mit Politikern und 
anderen Entscheidungsträgern weiter 
diskutiert werden sollten. 

Wie bereits in Dortmund war auch in 
Köln unter allen Anwesenden unstrittig, 
daß Beratung und ambulanter Dienst 
voneinander losgelöste Service-Ange- 
bote sein müssen. Nur so läßt sich ver- 
meiden, daß Interessenkollisionen der 
Dienste nicht auf dem Rücken von Ser- 
vice-Nehmern ausgetragen werden. 
Obwohl wir sehr lebhaft diskutierten 
blieb ebenso klar, daß nur die Kombina- 
tion von ambulantem Dienst und Bera- 
tung die Zahl derjenigen unter uns er- 
höht, die ein sl führen können. 

An dieser Diskussion wird auch deut- 
lich, in welchem Dilemma wir uns befin- 
den. Beratung allein läßt sich nur äu- 
ßerst schwierig finanzieren (mangels 
Finanztöpfe), sodaß sich viele Vereine 
versuchen, durch ambulante Dienste 
über Wasser zu halten. Um das zu ver- 
ändern bleibt uns nur der politische 
Weg, indem wir gemeinsam diesen 
Notstand deutlich machen und unsere 
Forderungen Immer wieder gezielt vor- 
antreiben. 

Es ist leider bisher nicht gelungen die 
Ergebnisse und Forderungen schrift- 
lich zusammenzutragen, sodaß ich sie 
an dieser Stelle aus unseren persönli- 
chen Notizen nachtragen möchte; 

• Es haben ca. 60 Teilnehmerinnen 
aus Städten zwischen München, Berlin 
und Hamburg teilgenommen. Durch sie 
waren 16 Beratungsstellen (BST) und 
Ambulante Dienste (AD) vertreten. 

• AD und unabhängige BERA- 
TUNGSSTELLE bilden als getrennte 
Angebote die Voraussetzungen zur Ge- 
staltung und Umsetzung selbstbe- 

stimmter Lebensführung. Daher müs- 
sen sie flächendeckend installiert und 
gefördert werden. 

• AD sollen ein differenziertes Ange- 
bot von Serviceleistungen anbieten, 
welches von den Betroffenen selbstbe- 
stimmt in Anspruch genommen werden 
kann. Sie selbst müssen entscheiden 
können welche Hilfen sie von wem, und 
in welcher Form in Anspruch nehmen 
wollen. 

• Um dies zu gewährleisten, müssen 
Menschen mit Behinderung selbst über 
die finanziellen Mittel verfügen können, 
um die Dienste zu bezahlen. 

• Die finanzielle Ausstattung der Hil- 
fenehmerlnnen muß unabhängig vom 
BSHG oder den Krankenkassen sein. 
Durch ein Bundesleistungsgesetz müs- 
sen hierzu einheitliche Kriterien und 
Regelungen geschaffen werden. 

• Um möglichst vielen behinderten 
Menschen eine selbstbestimmte Le- 
bensführung zu ermöglichen, müssen 
unabhängige Beratungszentren als An- 
laufstelle und Forum der persönlichen 
Auseinandersetzung zur Verfügung 
stehen. Gleichzeitig bieten sie Beglei- 
tung auf dem Weg zur Selbstbestim- 
mung an. 

• In diesen Zentren muß die Beratung 
und Begleitung durch qualifizierte Be- 
troffene erfolgen. Es muß eine Bera- 
tung angeboten werden, die im Sinne 
der Ratsuchenden ist und keine weite- 
ren Abhängigkeiten entstehen läßt. 

• Der speziellen Problematik von be- 
hinderten Frauen soll durch feministi- 
sche Beratungszentren oder -angebote 
Rechnung getragen werden. 

Unserer Sache würde es gut bekom- 
men, wenn wir weiterhin bemüht blei- 
ben, uns auszutauschen und gemein- 
sam an der Stabilisierung unserer Akti- 
vitäten Weiterarbeiten. Aus meiner 
Sicht sollte noch dieses Jahr eine 3te 
bundesweite Tagung organisiert wer- 
den, um das bereits Entstandene nicht 
im Sande verlaufen zu lassen. Nur 
wenn wir organisiert und ganz konkret 
mit unseren Forderungen auftreten, ha- 
ben wir eine Chance weiterzukommen. 

Daß unsere Ideen und praktizierten 
Konzepte jedoch richtungsweisend 
sind, macht der Trend in den großen Be- 
hindertenverbänden deutlich. Mit ei- 
nem ausgeprägten Gespür für zugkräf- 
tige Entwicklungslinien wird seit ca. 2 
Jähen von diesen Wohltätigkeitskon- 

H 
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zernen das sl für behinderte Menschen 
proklamiert und zum Konsum ange- 
boten. 

ich betrachte diese Entwicklung mit 
zwiespältigen Gefühien. Auf der einen 
Seite freue ich mich, daB sich die Vor- 
stei iungen eines sl behinderter Men- 
schen in immer mehr Köpfen ausbreitet 
und diskutiert wird, denn das ist unser 
Ziei. Andererseits mache ich jedoch in 
Gesprächen und beim Durchiesen von 
Publikationen immer wieder eine Erfah- 

Ich befürchte, daB diese Entwicklung 
Ausdruck dafür ist, daB die etablierten 
Verbände auf dem Wege sind, unsere 
Ideen und Konzepte aufzusaugen und 
zu schlucken, ohne sie wirklich verdaut 
und verarbeitet zu haben. Die Gefahr 
ist groß, daß dadurch unsere Ansätze 
und Selbstvertretungsbestrebungen 
erstickt und ausgeblutet werden kön- 
nen, Ähnlich wie unter dem Deckman- 
tel der „Integration“, so kann nun unter 
dem Deckmantel der „Selbstbestim- 
mung" Fürsorge und Entmündigung 

gegen Hilflosigkeit 

rung, die mich zornig werden läßt. Ich 
muß z. B. feststellen, daß Begriffe wie 
„Selbstbestimmung“ und „Selbstän- 
digkeit" völlig undifferenziert und syno- 
nym verwendet werden. Es entsteht der 
Eindruck, daß die Kerninhalte der Prin- 
zipien des sl mit allen Konsequenzen 
dort nicht verstanden wurden; daß ge- 
rade von nichtbehinderten Funktionä- 
ren in den Verbänden keine ausrei- 
chende persönliche Auseinanderset- 
zung und Selbstreflektion zu diesem 
Thema stattgefunden hat. 

noch subtiler praktiziert werden. Wir 
hingegen bleiben weiterhin die Exoten, 
die über AB-Maßnahmen und Notpro- 
gramme am Leben gehalten werden 
und als Ideenlieferanten zur Verfügung 
stehen. Hier ist noch einiges zu tun, um 
diese Entwicklung abzubremsen. 

Hierzu brauchen wir auch hauptamt- 
liche Kräfte, die sich mit ihrer ganzen 
Energie dem Aufbau von Einrichtungen 
des sl widmen können. Wir müssen uns 
klar darüber werden, daß wir als Bewe- 

gung zu klein und daher zu machtlos 
sind, um sl in Deutschland allein mit 
„bewegter Kraft" zu einem allgemein 
anerkannten gesellschaftlichen Faktor 
werden zu lassen. 

Independent 

Living 

International 

Lothar Sandfort 

Nicht nur in den USA und der Bundes- 
republik gibt es Zentren für selbstbe- 
stimmtes Leben. In fast allen nord- und 
mitteleuropäischen Ländern haben 
sich Gruppen dieser Ausprägung ge- 
gründet und gründen sich aktuell. Zur 
besseren politischen Vertretung und 
zur Finanzierung haben sich in den 
meisten Ländern schon nationale Zu- 
sammenschlüsse gegründet. Während 
einer Tagung im April 1989 in Straßburg 
(siehe randschau 4/89) wurde ein euro- 
päische Netzwerk gegründet: ENIL - 
European Network for Independent Li- 
ving. Präsident ist Adolph Ratzka, Norr- 
backagatan 41, 11341 Stockholm, 
Schweden. Das Sekretariat ist in der 
Pohlmanstr. 13 in Köln. 

ENIL versucht über den schon beste- 
henden internationalen Zusammen- 
schluß Behinderter, DISABLED INTER- 
NATIONAL, durch Gelder des Europäi- 
schen Parlaments gefördert zu werden. 
Gleichzeitig baut Uwe Frehse an einer 
internationalen ENIL-Computer-Mail- 
box. Schon bald wird diese Organisa- 
tion des Erfahrungsaustausches und 
der Zusammenarbeit auf internationa- 
ler Ebene stehen. Mit einbezogen ist 
der US-amerikanische Verbund der 
Centers for Independent Living mit dem 
„World-Institut for the Disables“ in Ber- 
keley/Kalifornien. 

Anfang September findet in Holland ein 
europäisches Treffen statt, auf dem un- 
ter anderem die nächsten notwendigen 
Organ isationssch ritte besc h losse n 
werden. Das Seminar bereitet einen 
größeren Kongreß im nächsten Jahr vor. 
Wir werden von diesem Treffen be- 
richten. 
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Studierende aus Ost und West 

Auch behinderte Studenten relSen 
Mauern ein 

Vom 22. 6. bis 24. 6.1990 fand erstmals 
ein Erfahrungsaustausch behinderter 
Studenten aus Ost und West statt. 
Nach einer Bestandsaufnahme über 
die Situation behinderter Studenten in 
beiden Teilen Deutschlands, versuch- 
ten die Teilnehmer in kleineren Grup- 
pen grundsätzliche Verständigungs- 
schwierigkeiten auszuräumen. 

Während Prof. Dr. Rythewski (FU-Ber- 
lin-West) versucht hatte, unterschiedli- 
che, wirtschaftliche und sozialpoliti- 
sche Entwicklungen in der DDR und 
BRD, in den letzten vierzig Jahren, dar- 
zustellen, ging Dr. Jaedicke (Sekretär 
des Blinden- und Sehschwachenver- 
bands) speziell auf die Studtensituation 
blinder und sehschwacher Studenten 
in der DDR ausführlich ein. 

„Die Behinderung im Studium war Pri- 
vatsache, jeder mußte die dadurch be- 
dingten Schwierigkeiten individuell be- 
wältigen“, sagte Dr. Jaedicke. „Integra- 
tion bedeutete totale Anpassung. Sich 
in Interessengruppen zusammen zu 
schließen, war verboten.“ 

Aber auch die Illusion, einer Verbesse- 
rung ihrer Situation durch den Aufkauf 
der DDR. wurden durch das Referat 
von Gusti Steiner (Sozialarbeiter in 
Dortmund) zerstört. Er zeigte auf, daß 
„Die soziale Absicherung um so un- 
günstiger ist, je weiter sich jemand vom 
Verkauf seiner Arbeitskraft entfernt". Im 
Falle der Arbeitslosigkeit, ist der soziale 
Abstieg vorprogrammiert; ein Heraus- 
kommen aus dieser Situation nur in sel- 
tenen Fällen möglich. 

Dr. lija Seifert (Vorsitzender des Behin- 
dertenverbandes der DDR und Mitglied 
der Volkskammer) beschränkte sich auf 
die Darstellung der Erfolge seines Ver- 
bandes. So habe man es erreicht, daß 
für Schwerstbehinderte bis Ende 1990 
eine Mindestrente geleistet wird. Bisher 
mußte jeder Betrieb 10% Behinderte 
einstellen, jetzt beträgt die Quote 6%, 
wobei im Falle der Nichteinstellung 
eine Ausgleichsabgabe von 250,- Mark 
gezahlt werden kann. Von den Teilneh- 
mern, wurden diese „Errungenschaf- 
ten" allerdings als Sozialabbau be- 
zeichnet. 

Die Tagung wurde durch finanzielle Mit- 
tel des Bundesministeriums für Bil- 

aus: Steiner, G (Hrsg); Hand- 
und Fußbuch für Behinderte, 
Frankfurt 1988, S. 108 

dung/Wissenschaft, des Studenten- 
werks Berlin West und von drei Asten 
unterstützt. 

Die 140 Teilnehmer waren sich einig, 
daß der Erfahrungsaustausch fortge- 
setztwerden muß! 

HuK Handicapped und Knete 

Seit über einem Jahr beschäftigt sich 
die „Bundesarbeitsgemeinschaft der 
überörtlichen Träger der Sozialhilfe" 
(BAG, Postfach 4109, 7500 Karlsruhe) 
mit der Entwicklung eines Richtlinie- 
nentwurfes zur Gewährung von Hilfen 
zum Besuch einer Hochschule. 

Die Eingliederungshilfe des Bundesso- 
zialhilfegesetzes ist für behinderte Stu- 
dierende die einzige Möglichkeit, not- 
wendige Hilten während ihres Studi- 
ums zu erhalten. Ein Rollstuhlfahrer 
kann im Rahmen dieser Hilfe ein Auto 

bekommen, um eigenständig sein Stu- 
dium zu bewältigen, blinde oder schwer 
körperbehinderte Studierende brau- 
chen im Rahmen dieser Eingliede- 
rungshilfe Computer und andere Hilfs- 
mittel, um studieren zu können. 

Die Eingliederungshilfe des Bundesso- 
zialhilfegesetzes ist für behinderte Stu- 
dierende die einzige gesetzliche Förde- 
rungsmöglichkeit. Dadurch gewinnt sie 
für diesen Personen kreis lebensnot- 
wendige Bedeutung. Die „Interessen- 
gemeinschaften behinderter und nicht- 

behinderter Studenten“ (IbS) setzten 
sich unmittelbar, als sie von der Erar- 
beitung neuer Richtlinien durch die 
überörtlichen Träger der Sozialhilfe 
(BAG) erfuhren, mit dem Entwurf kri- 
tisch, aber konstruktiv auseinander. Sie 
erarbeiteten Stellungnahmen und Ver- 
besserungsvorschläge. Die Papiere 
gingen mit der Bitte um Beteiligung an 
die „Bundesarbeitsgemeinschaft der 
überörtlichen Träger." Die BAG ließ die 
inhaltlichen Anregungen unbeachtet. 
Sie wies die Bitte um Beteiligung zu- 
rück. Statt dessen gab sie vor, das 
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„Deutsche Studentenwerk" (DSW) 
würde an der Richtlinienerarbeitung 
teilhaben können. Im Februar 1990 
teilte jedoch die BAG dem DSW mit, 
daB „zum jetzigen Zeitpunkt noch keine 
Basis für ein gemeinsames fruchtbares 
Gespräch" bestünde. Allen Seiten ist 
damit die EinfluBnahme verwehrt! 

Die BAG hat gleichzeitig ihren bis dahin 
als Richtlinienentwurf bezeichneten 
Text um benannt. Er heißt jetzt „vorläu- 
fige Empfehlungen", Aber die Interes- 
sen-Gemeinschaften wissen, daß ei- 
nige überörtliche Träger ihre Hilfen an 
behinderte Studierende aufgrund die- 
ser Überlegungen gewähren oder ver- 
weigern. Die Empfehlungen treffen in 
dieser Unzulänglichkeit - der Sozialse- 
nator Hamburg hält sie gar für rechtswi- 
drig - eh schon benachteiligte behin- 
derte Studierende in voller Wucht. Im 
Grunde ist den Betroffenen, deren An- 

träge abgelehnt werden, nicht einmal 
bekannt, daß sie aufgrund dieser Emp- 
fehlungen eine Ablehnung erhalten. 
Der überörtliche Träger der Sozialhilfe 
veröffentlicht die Entscheidungsemp- 
fehlung gegenüber dem Antragsteller 
nicht. Er verwirrt den Antragsteller und 
schafft Rechtsunsicherheit. Es bleibt 
völlig undurchschaubar, warum abge- 
lehnt wurde. Die Studenten vermuten 
hier Sparmaßnahmen über kalte, nicht 
veröffentlichte Kanäle. Es muß ange- 
nommen werden, daß die tagtägliche 
Handhabung der Empfehlungen als 
Entscheidungs-hilfe ihnen einen quasi 
Rechtscharakter als Richtlinien ver- 
leiht. Die Folge ist de facto ein Unterlau- 
fen des Gesetzes! 

Die Befürchtungen gegen diesen for- 
maljuristischen Taschenspielertrick 
werden durch inhaltliche Bedenken ge- 

gen die Richtlinien/Empfehlungen ver- 
stärkt: Die Sozialhilfe geht davon aus, 
daß bestimmte Hilfen für behinderte 
Studenten durch die Hochschulen zu 
erbringen sind. Die Hilfen werden aber 
von den Hochschulen nicht erbracht. 
Die Sozialhilfeträger haben sich mit 
den Hochschulen über diese Zustän- 
digkeiten oder Nicht- Zuständigkeiten 
nie verständigt. Für uns stellt sich hier 
der Verdacht ein, daß „weiße Flecken“ 
auf der Karte der Zuständigkeiten ge- 
schaffen werden sollen. In diese Regio- 
nen wird der Antragsteller manövriert 
und stürzt dann ab. Der Rechtsan- 
spruch bleibt auf der Strecke: Die So- 
zialhilfe gibt vor, nicht zuständig zu sein 
die Hochschule wirb sagen, sie habe 
damit nichts zu tun, sie wisse von 
nichts. Der Dumme ist der behinderte 
Studierende. Er steckt in einer Zwick- 
mühle und kann seinen Rechtsan- 
spruch nicht verwirklichen. 

Der Erfahrungsaustausch behinderter 
Studierender zur Studienfinanzierung 
durch das BSHG mit dem Titel „HuK - 
Handicapped und Knete - M" kann be- 
stellt werden bei der „Interessensge- 
meinschaft behinderter und nichtbe- 
hinderter Studenten, c/o BbS-Universi- 
tät Dortmund, Postfach 500 500, Emil- 
Figge-Str. 50, 4600 Dortmund 50, Tel.: 
0231/7552848, 

Darin ist der Empfehlungsentwurf für 
die Gewährung von Leistungen der 
Hilfe zum Besuch einer Hochschule 
aufgeführt und kritisch hinterfragt. Zur 
Demonstration ist hier eine Seite nach- 
gedruckt. Im Kasten ist jeweils der Text 
des Entwurfes. 

Seminar 

„HUK - Handicapped und Knete - Fi- 
nanzierung des behinderungsbeding- 
ten Mehrbedarfs im Studium“. Zu die- 
sem Thema veranstaltet die „Interes- 
sengemeinschaft behinderter und 
nichtbehinderter Studenten“ der Uni- 
versität Dortmund vom t9. -21.10.1990 
im Jugendgästehaus Köln-Riehl (behin- 
dertengerecht) ihr zweites Seminar für 
behinderte Studierende und Interes- 
senten. Information und Anmeldeunter- 
lagen sind zu beziehen bei: 
„Interessengemeinschaft behinderter 
und nichtbehinderter Studenten" 
c/o BbS 
Universität Dortmund 
Postfach 50 05 00 
Emil-Figge-Str. 50 
4600 Dortmund 50 
Tel.: (0231) 755-2848 oder 755-4596 

1. Allgemeines 
1,1 Nach § 100 BSHG kann der üöTrSH für die Gewährung von Eingliede- 

rungshilfe an Behinderte, die eine Hochschule besuchen, unter meh- 
reren Gesichtspunkten zuständig sein und zwar 

1.11 nach §100 Abs. 1 Nr. 1 BSHG soweit der Besuch der Hochschule 
gleichzeitig die Unterbringung in einer Einrichtung erfordert, 

1.12 nach § 100 Abs. 1 Nr. 3 BSHG, soweit die Versorgung mit größeren 
orthopädischen und größeren anderen Hilfsmitteln zur Durchführung 
des Studiums erforderlich ist, 

1.13 nach § 100 Abs. 1 Nr. 6 BSHG, soweit wegen der Behinderung ein stu- 
dienbedingter Mehrbedarf gegenüber dem Leistungskatalog des 
BAföG besteht. 

— Es muß klar benannt werden, was zum Rahmen der Eingliederungshilfe 
gehört; insbesondere in Bezug auf Hilfsmittel. 
— Zwischen den üöTrSH muß eine Einigung herbeigeführt werden über 
die Zuständigkeit bzw. die Vorleistungspflicht bei unterschiedlichen Aus- 
bildungsorten, um Verzögerungen zu Lasten des HS zu vermeiden (z.B. 
Wohnort in X, Vorpraktikum in Y, Studium in Z). 
Ergänzt werden muß; 
— Daß Maßnahmen und Zuständigkeiten, die nicht speziell dem Besuch 
einer Hsch dienen, erhalten bleiben. 
— Daß die Aufzählung von Hilfen nur beispielhaft ist. 
— Daß der Hinweis auf den Leistungskatalog des BAföG zu streichen ist, 
— Die hier vorgenommene Einschränkung "der üöTrSH . . . kann . . , für 
die Gewährung der Eingliederungshilfe , , . zuständig sein, . . ." wird nicht 
begründet; "kann" ersetzen durch "ist" zuständig. 

1.2 Bezüglich des Einkommens gelten für die in Nr. l.ll und 1.12 genann- 
ten Hilfen die Einkommensgrenzen des §81 BSHG; für die in Nr. 1.13 
genannten die Einkommensgrenze des §79 BSHG; im übrigen finden 
die Vorschriften des Abschnittes 4, Unterabschnitt 1-3 BSHG 
Anwendung. Der Nachrang der Sozialhilfe ist immer zu beachten. 

— Bei unklarer Zuständigkeit bei der Hilfsmittelversorgung muß der 
ÜöTrSH in allen Fällen vorleisten. 
— Der ÜöTrSH hat vorzuleisten, erst dann überprüft er die nach BGB Unter- 
haltspflichtigen. 
— Bei Heranziehung der Eltern behinderter Studierender liegt immer eine 
Härte vor. 
— Die Unterscheidung zwischen Studierenden unter und über 21 Jahren 
muß entfallen. 
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Härteleistungen für NS-Opfer (Teil 2) 

Die neuen Bundestagsbeschlüsse 

Am 22. 6. 1990 sind abschließend eine 
Reihe neuer Regelungen für die Ent- 
schädigung von NS-Opfern verab- 
schiedet worden. Abgelehnt wurden 
damit weilergehende Anträge der 
GRÜNEN und der SPD. Die Beschluß- 
vorlage an das Parlament, die die Bun- 
desregierung akzeptiert hat, sieht fol- 
gendes vor. 

scheiterten am Mehrheitswillen der Ko- 
alitionsfraktion und der Bundesregie- 
rung. 

Für alle Antragstellerinnen nach den 
verschiedenen Härteregelungen - au- 
ßer für die jüdischen Verfolgten - hat 
man aber weitere „Erleichterungen" 
vorgesehen, deren Wirksamkeit heute 
schwerlich einschätzbar ist: Bei Ver- 
säumung der jeweiligen gesetzlichen 

tellbeträgen um ihre Entschädigung ge- 
bracht worden sind. 

Bei der Berechnung des Einkommens 
(Notlagengrenze) sollten fortan einige 
Sonderleistungen nicht mehr berück- 
sichtigt werden, zum Beispiel Blinden- 
hilfe oder Krankenhilfe. Spätschäden 
für nicht-jüdische NS-Opfer (BEG oder 
AKG) sollen unter bestimmten Voraus- 
setzungen anerkannt werden. 

Bund der "Euthanasie'- Geschädigten 

und Zwangssterilisierten eV. 

Verbesserungen für Zwangssterilisierte 

Alle Zwangssterilisierten erhalten mo- 
natlich eine Dauerleistung (laufende 
Leistung) in Höhe von DM 100,-. Es ist 
dafür kein Nachweis einer Notlage oder 
eines Gesundheitsschadens nötig. Die- 
jenigen, die höhere laufende Leistun- 
gen erhalten wollen, benötigen neben 
dem Nachweis der Notlage weiterhin 
zwar eine fachärztliche Bescheinigung 
für einen Gesundheitsschaden. Dieser 
braucht aber nur noch maximal 25% 
Grad der Behinderung (bisher 40% 
Grad der Behinderung) betragen. 
Zwangssterilisierte, die Heimbewohner 
sind, und denen deshalb zum Beispiel 
keine laufenden Leistungen ermöglicht 
werden, können monatlich ein Ta- 
schengeld vom DM 200,- erhalten. 
Über die bekannte Einkommensgrenze 
(Notlagengrenze) hinaus wird bereits 
seit einiger Zeit ein zusätzlicher Sockel- 
betrag in Höhe von DM 300,- als an- 
rechnungsfrei angesehen. 

Verbesserungen für andere NS-Opfer 

Die oben genannten Verbesserungen 
gelten bis auf die Sockelbeitragsrege- 
lung nicht für Euthanasiegeschädigte, 
Homosexuelle, „Asoziale" und andere, 
nach dem AKG anerkannte NS-Opfer. 
Entsprechende Bemühungen der Op- 
position zu einer „Gleichstellung“ 

Büro: 
Schorensfraße 12 

4930 Detmold 
Telefon 052 31/5 82 02 

Antragsfristen wird in der Regel schuld- 
loser Fristversäumnis unterstellt, „so- 
fern nicht im Einzeifall schwerwiegende 
Gründe dagegensprechen." 

Wer bereits früher einmal eine (gering- 
fügige) Leistung erhalten hat, kann un- 
ter Umständen heute nochmals Lei- 
stungen erhalten. Jedoch nur, „wenn 
diese Leistung zum Ausgleich einer so- 
zialen Notlage und nicht (I) als Entschä- 
digung bestimmt war oder es sich um 
ausgesprochene Bagatellbeträge han- 
delt." 

Personen, die als nicht-jüdische Ver- 
folgte im Sinne des BEG anerkannt 
wurden und die aufgrund ihrer Schädi- 
gung Leistungen nach dem Wiedergut- 
machungs-Dispositionsfonds beantra- 
gen wollen, können dies ebenfalls 
,.trotz gewährter Vorleistungen“, jedoch 
nur „im Einzelfall ausnahmsweise bei 
einem außergewöhnlich schweren Ver- 
folgungsschicksal." Dies wird in der 
Praxis relevant vor allem für Sinti und 
Roma sein, die früher oftmals mit Baga- 

Verbesserungen für jüdische Verfolgte 

Bislang konnten diese Opfer aus der 
Härteregelung nur einmalige Leistun- 
gen „bis zu 5.000,- DM" erhalten. Ab 
1991 soll jüdischen Verfolgten über die 
Härteregelung nun ebenfalls die 
Chance geboten werden, laufende Lei- 
stungen zu bekommen. Allerdings wer- 
den die Voraussetzungen dafür weit 
strenger sein als bei den nach dem 
AKG anerkannten NS-Opfern. Schon 
heute müssen jüdische Verfolgte einen 
Gesundheitsschaden von 80% (!) Grad 
der Behinderung für den Erhalt einer 
einmaligen Leistung vorweisen. Be- 
rn erkenswertenweise ist im Gegensatz 
zu den nichtjüdischen NS-Opfern keine 
Spätschädenregelung für jüdische Ver- 
folgte - also etwa die von der Organisa- 
tion AMCHA betreuten Opfer - vorgese- 
hen worden. 

Ausblick 

Bekanntlich hatte der Bundestag im 
Dezember 1987 als „entgültige Ab- 
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schluBregelung“ insgesamt (für die 
nächsten Jahre und für aile Fonds zu- 
sammen) DM 300 Millionen bereitge- 
stellt. Diese Mittei sind jetzt vollkom- 
men „verplant“ worden - ob sie letztlich 
auch ausgegeben werden, ist, wie die 
Vergangenheit lehrte, eine andere 

Frage, Allerdings reicht dieses Argu- 
ment hin, keine weiteren „Verbesserun- 
gen“ an den Härteregelungen vorneh- 
men zu wollen, geschweige denn, eine 
Bundesstiftung vorzusehen zu wollen. 
Insgesamt kann man sagen: qualitative 
Verbesserungen hat es wie in den frü- 

heren Runden der „Entschädigungs- 
novellen“ nicht gegeben. Dies wird sich 
wohl nicht ändern, solange das Bun- 
desfinanzministerium das letzte Wort in 
diesen Fragen hat und behält. 

von Günther Saathoff 

Noch mehr Eugenik 

Das Embryonenschutzgesetz wird 
verschlimmbessert: CDU/CSU und 
FDP wollen noch mehr Eugenik 

Das Embryoenschutzgesetz, das die 
Fortpflanzungstechniken und die Em- 
bryonenforschung regeln soll, befindet 
sich schon seit Dezember 1989 in der 
parlamentarischen Beratung des Bun- 
destages. Eigentlich sollte es bereits im 
Juni 1990 verabschiedet werden und 
möglichst bald in Kraft traten. Doch die 
abschließende Lesung wurde verscho- 
ben, und kurz vor der Sommerpause 
legten die Fraktionen der CDU/CSU 
und der FDP ein ganzes Bündel von 
Änderungsanträgen zum Embryonen- 
schutzgesetz vor - quasi als Hausauf- 
gabe für die anderen Fraktionen wäh- 
rend der Sommerpause. Offenbar hat 
man doch noch einige Nachbesserun- 
gen für opportun gehalten. Schließlich 
waren auf einer Anhörung vor dem 
Rechtsausschuß des Bundestages im 
März 1990 massive Kritiken an den Ge- 
setzentwurf geäußert worden. Die 
Flickschusterei, die schon den Embryo- 
nenschutzgesetzentwurf kenn zeich- 
nete, wird allerdings fortgesetzt, ja 
noch verstärkt. Wie eilig man es mit den 
Nachbesserungen hatte, zeigen auch 
die Begründungen der Paragraphen, 
die lapidar und nichtssagend sind. 
Wirklich hanebüchend sind die Anträge 
dort, wo sie „verschlimmbessert“ . Ins- 
besondere die völlig offenkundige Eu- 
genik, die sich hier breit macht, ist haa- 
resträubend. 

Mit den Änderungsvorschlägen wird of- 
fenbar versucht, auf die öffentliche De- 
batte zu Eugenik und Selektionsbestre- 
bungen einzugehen. Der Kompromiß 
zwischen dem Eingehen auf die Euge- 

nik-Vorwürfen und dem gleichzeitigen 
Festhalten an den eigenen Eugenik-Be- 
strebungen zeitig aber empörende Er- 
gebnisse, nämlich Effekt, das selektive 
Maßnahmen auf ungeschminkte und 
plumpe Weise gesetzesgeberiche 
Weihe erhalten. 

Die Regelung des alten Entwurfs zur 
Möglichkeit, Spermien nach ihrem Ge- 
schlecht zu selektieren, wird nämlich 
geändert. Sie soll fortan erlaubt sein, 
„wenn... (sie) dazu dient, das Kind vor 
Erkrankung an einer Muskeldystrophie 
vom Typ Duchenne oder einer ähnlich 
schwerwiegende Erbkrankheit zu be- 
wahren, und die dem Kind drohende 
Erkrankung von der nach Landesrecht 
zuständigen Stelle als entsprechend 
schwerwiegend anerkannt worden ist.“ 
(§3 S. 2) 

Es ist unglaublich: Hier wird doch tat- 
sächlich eine Behinderung zur Meß- 
latte, an der künftig alle anderen Krank- 
heiten und Behinderungen angelegt 
werden sotten. Daß es Krankheiten und 
Behinderungen nicht ohne Kranke und 
Behinderte gibt, ist völlig außer Acht ge- 
lassen. Behinderte, die mit Muskeldy- 
strophie leben, sollen offensichtlich zu- 
künftig mit dem Stigma leben müssen, 
sich selbst in einem Gesetz wiederzu- 
finden, das sie klar und deutlich als Ob- 
jekte legitimer negativer Selektion, 
sprich: asi der Ausmerze wert, defi- 
niert. Sie werden sich wohl bald Äuße- 
rungen gefallen lassen müssen wie die, 
das Sperma ihres Vaters sei ja wohl 
nicht rechtzeitig selektiert worden. 

Neben Trisomie 21, die aufgrund der 
gegenwärtigen Praxis der Pränatal- 
diagnostik bereits heute zu den Behin- 
derungsformen gerechnet werden 

Anne Waldschmidt 
muß, die es eigentlich nicht mehr zu ge- 
ben braucht, wird Muskeidystrophie 
nun zur nächsten, sogenannten ver- 
meidbaren Behinderung. Auf diese 
schleichende Weise wird allmählich ein 
Indikationskatalog der auszumerzen- 
den Erbkrankheiten eingeführt. 

Daß es sich hier nicht um einen einmali- 
gen Ausrutscher handelt, sondern um 
klare Strategien, zeigt auch die Tatsa- 
che, daß in einem anderen Paragra- 
phen der Änderungsvorschläge eine 
weitere Krankheit genannt wird. Cho- 
rea Huntington wird ausdrücklich im 
neuen §4 erwähnt, wenn es um die Re- 
gelung der Samenspende geht. Die Sa- 
menspende soll - ich zitiere - „zur Ver- 
meidung schwerster Erbkrankheiten (z. 
B. Chorea Huntington)" beitragen. Mei- 
nes Wissens zum ersten Mal seit 1945 
wird hier der Versuch gemacht, offiziell, 
in einem Gesetz spezifische Behinde- 
rungen zu nennen, deren Auftreten se- 
lektive Maßnahmen rechtfertigen soll. 
Das NS-Gesetz zur Verhütung erbkran- 
ken Nachwuchses von 1933 war bis- 
lang das einzige Gesetz, in dem in ei- 
nem Paragraphen die für die Zwangs- 
sterilisation in Frage kommenden 
Krankheiten (u. a. auch Chorea Hun- 
tington!) präzise angeführt wurden. 
Nicht genug damit, daß wir seit Jahren 
mit Gesetzeswerken konfrontiert sind, 
die eugenisches Gedankengut implizit 
enthalten. Nun ist offenbar die Zeit ge- 
kommen, es (wieder?) ganz offen zu 
formulieren. 

Für die Gesetzgeber scheint eugeni- 
sches Gedankengut mittlerweile so 
selbstverständlich zu sein, daß sie of- 
fenbar noch nicht einmal die mit sol- 
chen Spezifierungen unweigerlich ver- 
bundenen Diskriminierungen für die 
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Betroffenen bedacht haben. Die Be- 
gründung gibt sich rediich bemüht und 
ist dennoch mit eugenischer Ideologie 
voll befrachtet. Im Wortlaut: „Die vorge- 
sehene Regelung grenzt die Ausnah- 
meregeiungen ... deutlich ein. Ein völli- 

ger Verzicht auf Ausnahmeregelungen 
erscheint unangemessen, da bei den 
betroffenen Ehepaaren die Erfüllung 
des eigenen Kinderwunsches bei Ge- 
fahr des Auftretens derartiger Er- 
bkrankheiten erschwert oder auch zu 
vermeidbaren Schwangerschaftsab- 
brüchen führen würde.“ 

Nicht ganz so skandalös, aber proble- 
matisch genug sind die anderen vorge- 
schlagenen Regelungen, etwa zur Sa- 
menspende, zum Arztvorbehalt, zur se- 
lektiven Abtreibung von Mehrlingen 
(Fetozid) und zivilrechtlichen Regelun- 
gen. Die abschließende Lesung des 
Embryonenschutzgesetzes ist mittler- 
weile für September geplant. Vorher 
aber wird hoffentlich ein Sturm der Ent- 
rüstung durch das Land gehen! Die vor- 
geschlagenen Änderungen der Regie- 
rungsfraktionen sind im höchsten Maße 
behindertenteindlich und -verachtend!! 

Nachbemerkung: Wer sich ausführli- 
cher über das Embryonenschutzgesetz 
und die Fortpflanzungstechniken infor- 
mieren will, kann folgende, neu erschie- 
nene Stellungnahme der Grünen Bun- 
destagsfraktion bestellen; „Fortpflan- 
zungstechnologie, Embryonenfor- 

schung und rechtliche Regelungen“, 
herausgegeben vom Arbeitskreis Frau- 
enpolitik und Arbeitskreis Bildung, Wis- 
senschaft, Technologie, zu bestellen 
bei: Anne Waldschmidt, Die Grünen im 
Bundestag, Bundeshaus, 5300 Bonn 1 

Rezepte der Bio-Ethik-Strategen 

Wie ist der anti- 

eugenischen Wider- 

stand einzumachen. 

Die Verlegung eines Kongresses, ein 
kräftiges Rauschen im Blätterwald, 
schwere Vorwürfe und Spaltungsversu- 
che, unter dieser Prämisse entwickelt 
die Bio-Ethik hierzulande derzeit eine 
neue Strategie, um unliebsame Kritike- 
rinnen zum Schweigen zu bringen. 

Registrierten wir noch Anfang Juni mit 
unverhohlender Freude, das die 
Medizin- und Bio-Ethikerinnen ihren für 
den 15./16. 6. geplanten Strategie-Kon- 
gress an der Ruhr-Universität (RUB) in 
Bochum absagten (randschau Nr. 
2/90), müssen wir nun feststellen, daß 
dies woht eher eine taktische Variante 
darstellte, auf deren Grundlage sie der- 
zeit den anti-eugenischen Widerstand 
in der Öffentlichkeit diskreditieren. 
Statt Bochum, disponierten die Strate- 

gen einfach um und luden kurzerhand 
nach Maastricht in die Niederlande ein, 
um dort von der Öffentlichkeit, wie dem 
bundesdeutschen Widerstand unge- 
stört zu tagen. Dies war zu erwarten 
und voraussehbar, abgesagte Kon- 
gresse werden anscheinend -und dies 
gehört wohl langsam zum guten Ton- 
durch die Bank in den Niederlanden 
nachgeholt. Dennoch boten die Ethike- 
rl nnen in der Folge etwas Neues und 
bezeugen so sehr anschaulich, daß sie 
aus den Auseinandersetzungen der 
letzten Monate gelernt haben. Statt 
sich in den Schmollwinkel zurückzuzie- 
hen, begaben sie sich in die publizisti- 
sche Offensive, wie Artikel in allen gro- 
ßen Zeitungen der letzten Wochen 
deutlich belegen. Von „Morddrohun- 
gen“ ist dort die Rede, die von „anony- 
men Gruppen“ gegen die Veranstalte- 
rinnen des Kongresses (das Zentrum 
für medizinische Ethik an der RUB) ge- 
richtet worden seien und so letztlich die 
Sicherheit der an reisenden Teilnehme- 
rinnen gefährdeten. Um dies darüber 

hinaus auch medienwirksam verkaufen 
zu können, richtete die „European So- 
ciety for Philosophy of Medicine and 
Health Care“ gleich noch einen Brief an 
den Europarat, in dem sie den Verlust 
demokratischer Grundprinzipien, wie 
die Versammlungsfreiheit und die Frei- 
heit der Rede, beklagt und die Unter- 
stützung desselben bei weiteren Veran- 
staltungen einfordert. (FR vom 28. 6. 
1990/ Neue Ärztliche vom 20. 6.1990) 

Um die unbeliebsamen, die Itonsens- 
findung störenden und viel zu lauten 
Kritikerinnen endgültig kaltzustellen, 
werden derzeit verschiedene Strate- 
gien zu einer Art Rezept verwoben. Un- 
ter dem Motto „Man nehme,.wird zu- 
nächst durch das Beklagen einer - im 
übrigen nicht näher erläuterten - 
„Morddrohung“ der Widerstand in die 
gewatlbereite - und somit schon des- 
halb nicht ernstzunehmende - Ecke ge- 
drängt. Wobei sich bei genauerem Hin- 
schauen die vermeintliche „Morddro- 
hung“ als Graffiti an einer Hausmauer 
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entpuppt und die angebliche „Gewalt- 
bereitschaft“ auf eine fest zugesagte 
massive Anwesenheit der Kritikerinnen 
reduziert. Die Societay-Diskussion wird 
zudem als wertneutral und ungefähr- 
lich - aber unbedingt nötigI - charakte- 
risiert, was den anstehenden Strategie- 
kongresszu einem gemütlichen Kaffee- 
plausch verniedlicht. Und schließlich 
wird versucht durch Zugabe von „Spalt- 
pilzen“, die „Spreu vom Weizen“ zu 
trennen, indem man in gute -das heißt 
diskussionbereite- und schlechte -die 
Diskussion verweigernde- Kritikerin- 
nen unterscheidet. Wobei man von er- 
steren verlangt, sich möglichst öffent- 
lich vor letzteren zu distanzieren. 

Doch damit nicht genug. Wen all dies 
doch nicht ausreichend davon über- 
zeugt, daß es sich beim anti-eugeni- 
schen Widerstand um „durchgeknallte 
Spinnerinnen“ handelt, der oder die 
sollte sich den Beitrag des Saarbrücker 
Philosophen Professor Dr. Georg Meg- 
gle unter dem Titel: „Bemerkungen zur 
Singer-Affäre" in der Juni-Ausgabe der 
Zeitschrift SEMIT antun. Hier diffamiert 
Meggle als besonders gelungene Zu- 
tat, den anti-eugenischen Widerstand 
nämlich schlicht und einfach ais „anti- 
semitisch“. {SEMIT, Nr. 3, Juni 1990) So 
fragt er nicht nur, ob sich die bundes- 
deutsche „Krüppetbewegung“ nicht 
langsam zu einer „Knüppelbewegung“ 
entwickelt (wobei er die Antwort quasi 
gleich mitliefert), sondern greift scharf 
den „ Betrof fenhe its-Em pöru ngspat- 
hos" an, mit dem gegen seinen Man- 
danten in der Bundesrepublik polemi- 
siert werde. Singer, so Meggle, themati- 
siere nur den „faulen" gesellschaftli- 
chen Frieden und bemühe sich um 
Antworten aut die derzeit anstehenden 
ethischen Probleme, die durch die „zu- 
nehmende Manipulierbarkeit von Le- 
ben und Tod durch die neue Medizin- 
technologie“ hervorgerufen würden. 
Antworten, so Meggle weiter, werden in 
der Praxis bereits gegeben (zum Bei- 
spiel durch das „Liegenlassen“ behin- 
derter Neugeborener). Deshalb sei es 
unverständlich, wenn Singer der diese 
Praxis „humanisieren“ wolle, in dieser 
Weise angegriffen werde. Das dabei 
die gesellschaftliche Praxis in keinster 
Weise hinterfragt, dafür aber umso 
mehr legitimiert wird, interessiert Meg- 
gle nicht die Bohne. 

Mit teil verqueren bis scheinbar erfun- 
denen Zitaten versucht er zudem den 
Eindruck zu erwecken, daß Singer auf- 
grund seiner jüdischen Abstammung 
und nicht aufgrund der von ihm vertre- 
tenen Thesen zur „Euthanasie“ behin- 
derter Neugeborener, kranker und alter 
Menschen, sowie dem von ihm ange- 

legten „Nützlichkeitskriterien“ ange- 
griffen wird. In einem argumentativen 
Kraftakt bemüht Meggle sich aus Kriti- 
kerinnen der Bio-Ethik, plakative Anti- 
semiten zu zaubern, die sich deshalb - 
so auch seine Intention - für diese Aus- 
einandersetzung disqualifiziert haben. 
Er stellt sehr richtig, und meines Wis- 
sens unwidersprochen, fest: „... ob 
Singers Ethik-Thesen gültig sind, hat 
nichts mit seiner genetischen Ausstat- 
tung zu tun; auch nichts mit der Ge- 
schichte des jüdischen Volkes ...". Und 
hier kommt der fast geniale Sprung. 
Denn Meggle tut so, als hätte der anti- 
eugenische Widerstand genau diesen 
Zusammenhang hergestellt und folgert 
aus diesem unbewiesenen Vorwurf 
messerscharf, daß es sich dabei um 
Antisemitismus handeln muß („viel- 
leicht nicht des intenionalen, wohl aber 
des faktischen“). 

Dies scheint denn auch die zweite 
Schiene zu sein, über die der anti-eu- 
genische Widerstand eingemacht wer- 
den soll und Singer rehabilitiert. Dieser 
Artikel ist nicht deshalb so ernst zu neh- 
men, weil er argumentativ logisch auf- 
gebaut ist, oder gar wichtige Informatio- 
nen enthält (keine Spur), sondern a) 
weil er dem Tatbestand des Rufmordes 
ziemlich nahe kommt (denn was Meg- 
gle behauptet, beweißt er mit keiner 
Silbe), und b) weil Professor Meggle 
vier Wochen später von Reinhard Mer- 
ket in der liberalen Wochenzeitschrift 
„DIE ZEIT“ als der Vorkämpfer eines 
rationalistischen Standpunktes inner- 
halb der Philosophie hochgelobt wird. 
Merkel der als erklärter Vorkämpfer für 
Singers Ethik in der ZEIT bereits im 
letzten Sommer heftige Furore ge- 
macht hat, wird nicht müde „Das deut- 
sche Syndrom“ (DIE ZEIT vom 6. 7. 
1990) anzuprangern, daß er in Form 
von ,,Ignoranz und Rabiatheit gegen- 
über der weltweit bedeutensten philo- 
sophischen Strömung des 20. Jahrhun- 
derts“ beim anti-eugenischen Wider- 
stand ausgemacht haben will. Demge- 

genüber befürwortet er die Ende Mai 
stattgefundene Gründung der gesamt- 
deutschen „Gesellschaft für analyti- 
sche Philosophie (GAP)“, zu deren Prä- 
sidenten Professor Meggle gewählt 
wurde und die zukünftig unter anderem 
die Aufgabe hat, ihre Mitglieder - wie 
Merkel es nennt - „... vor der Sensibili- 
tät der Dummheit..." zu schützen. Dies 
zieht sich denn auch folgerichtig durch 
seinen gesamten Beitrag; der Vorwurf 
an die Adresse der Kritikerinnen lautet: 
diese seien mit Dummheit und Igno- 
ranz geschlagen und schon deshalb 
disqualifiziert, weil sie sich eben nicht 
auf die Argumentationsschiene eines 
Peter Singers oder G. Meggle einlas- 
sen. Merkel verkauft die Thesen Sin- 
gers als philosophische Großtat, die 
bisher nur noch nicht zur richtigen Gel- 
tung gekommen seien, sich aber schon 
noch in der Zukunft durchsetzen wer- 
den. Die massiven Angriffe auf den Wi- 
derstand sind dabei nur die ersten 
Schritte, weitere werden „todsicher" 
folgen. Das Strategie-Rezept der Bio- 
Ethikerlnnen wird gleichwohl deutlich: 
durch den Vorwurf von Antisemitismus 
und Dumm, braucht auf Argumente, 
Befürchtungen und aufgezeigte Zu- 
sammenhänge von Seiten der Kritike- 
rinnen in keinster Weise eingegangen 
zu werden. Die hier brodelnde Suppe 
wird mehr und mehr zu einem klebri- 
gen Brei, der die wesentlichen Ausein- 
andersetzungspunkte möglichst zuklei- 
stern soll. Das die in Ansätzen aufge- 
zeigte Rezeptur für den anti-eugeni- 
schen Widerstand schwer verdaulich 
sein könnte, macht weniger Angst, als 
mithin die Tatsache das hier aus den 
verschiedensten Ecken auf eine Minori- 
tät kräftig eingeschlagen wird. Die Aus- 
einandersetzungen haben unüberseh- 
bar an Schärfe gewonnen und die 
Frage ist zu stellen, wie der anti-eugeni- 
sche Widerstand damit in Zukunft um- 
geht, welche Strategien er aus den An- 
griffen zieht und was er diesen entge- 
genzusetzen hat. Zur Klärung dieser 
FRagen beitragen kann vielleicht ein 
für den Herbst ins Auge gefaßtes Stra- 
tegietreffen (hoffentlich) aller Wider- 
standsgruppen. Klar scheint aber 
schon jetzt zu sein, daß der bisher ein- 
geschlagene Weg der fundamentalen 
„Diskussionsverweigerung“ auch Er- 
folge zeitigt. Wie anders ließe sich das 
publizistische „Feuerwerk“ der Bto-Et- 
hikerlnnen anders erklären, als das sie 
ihre e Ihische Konsensfindung durch 
zu laute Auftritte der Kritikerinnen in 
Gefahr sehen. Diesen Weg gilt es wei- 
terhin zu beschreiten, um der Bio-Ethik 
die hier angerührte Suppe kräftig zu 
versalzen. 

von Jörg Fretter 
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Der Gesundheits-Fetisch 

Neues Buch von Franz 

Christoph und 

Christian Mürner 

über Inhumanes in der Ökologiebewe- 
gung schreiben Christoph und Mürner 
in ihrem Buch „Der Gesundheits-Fe- 
tisch“. In dem selben Maße, so ihre zen- 
trale These, in dem das ökologische 
Bewußtsein der Bevölkerung zunahm, 
stieg auch deren Verachtung gegen- 
über Behinderten. Das Buch ist er- 
schienen im Roland Asanger Verlag 
Heidelberg/ISBN 3-89334-176-5. Es ko- 
stet 29,80 DM. Mit Genehmigung der 
Autoren drucken wir eines der Kapitel 
im folgenden ab. 

Die ökologische 

Indikation 

Am 12. Oktober 1988 fand in Landshut 
der Prozeß gegen Thomas S. vor dem 
Landgericht statt. Zum Fall; Kurz nach- 
dem in der Presse vor Mongotoiden als 
mögliche Spätfolge von Tschernobyl 
gewarnt wurde, erlöste Thomas S. sein 
gerade elf Stunden altes, noch namen- 
loses Kind vor dem Leben in einer be- 
hindertenfeindlichen Umwelt, Seinem 
Kind drohte die lebenslange Verwah- 
rung in einem Behindertenheim. Tho- 
mas S. und seine Frau waren nämlich 
„nicht fähig, ihr Kind anzunehmen.“ 
Thomas S. über die ersten Minuten 
nach der Geburt seines Kindes, bei der 
er anwesend war: Als ich es anschaute, 
kam es mir so fremd vor. Keine Ähnlich- 
keit, nichts Vertrautes, und das Kind 
war ganz blau. Die Hebamme sagte, 
das würde sich gleich normalisieren, 
aber es blieb blau. Nach etwa zwei Mi- 
nuten sagte meine Frau zu mir: „Du, 
ich glaube, das Kind ist nicht normal." 
Bis dahin hatte ich das Kind nur auf 
dem Rücken liegen gesehen, und da 
war mir schon dieser breite Nacken auf- 
gefallen. Jetzt schaute ich mir das Ge- 
sicht an, und das Kind hatte so eine 
lange spitze Zunge, mehr einen Lap- 
pen. Irgendwie wollte ich das Kind nicht 
anfassen.“ Kaum daß er wieder zu 
Hause war, rief ihn seine Frau aus der 
Klinik an und bat, sie sofort abzuholen. 
Ihr Kind, so teilte sie mit, sei in die Kin- 
derklinik Landshut überwiesen worden. 

Der Arzt hatte ihr mitgeteilt: „Ihr Kind ist 
vermutlich mongoloid.“ Seine Frau, so 
Thomas S., heulte am Telefon und er- 
klärte immer, „sie könne das Kind nicht 
annehmen und daß sie es in ein Heim 
geben wollte.“ Nach dem Telefonat 
setzte sich Thomas S. in seinen Wa- 
gen, holte seine Frau ab und fuhr an- 
schließend in die Kinderklinik Lands- 
hut. Thomas S.: „Ich klammerte mich 
an die Hoffnung, vom dortigen Arzt viel- 
leicht doch noch eine positive Nach- 
richt zu erhalten.“ der sagte aber: „Zu 
90 Prozent müssen wir mit Mongolois- 
mus (er meinte das Kind) rechnen,“ 
Thomas S. sah seine und die Furcht 
seiner Frau restlos bestätigt. Nachdem 
er das erste Mal Zeit zum Nachdenken 
gefunden hatte, überkam ihn „das Ge- 
fühl, irgendwas tun zu müssen. Ich 
konnte das so nicht akzeptieren. Ich 
hatte immer die Vorstellung: das Kind 
alleine in der Klinik, im Brutkasten, mit 
Fertignahrung gefüttert, ohne jeglichen 
menschlichen Kontakt. Andererseits 
wußte ich nicht, wie es bei uns zu 
Hause weitergehen sollte. Daß meine 
Frau daran zerbricht, habe ich gedacht: 
psychisch ist sie ohnehin relativ labil. 
Ich konnte mir nicht vorstellen, daß 
meine Frau das Kind vielleicht doch ge- 
nommen hätte. Ich habe gedacht, daß 
ich mich vielleicht darum kümmern 
könnte ... Aber das Kind war mir so 
fremd. Daß wir als Eltern versagen, 
wenn wir das Kind ablehnen, empfand 
üsich als große Schuld, Aber ich hätte 
nicht gewußt, woher die Zuneigung zu 
diesem Kind hätte kommen sollen.“ 

Die Behinderten, die er und seine Frau 
kannten, wirkten auf ihn immer sehr lei- 
dend, Thomas S. und seine Frau hatten 
im Gegensatz zu vielen Nichtbehinder- 
ten häufig Kontakt zu Behinderten. In 
ihrer Nachbarschaft gab es behinderte 
Kinder, seine Frau machte eine Ausbil- 
dung in einer Sonderschule für Geistig- 
behinderte. Er selbst hatte mit Behin- 
derten des öfteren Kontakt, wenn er sei- 
nen Bruder, der in einer Behinderten- 
werkstatt Zlvildienst leistet, besuchte. 
Von daher wußte er, wie „schlimm es 
den Behinderten in den Heimen geht.“ 
Gerade eine solche Zukunft wollte er 
seinem Kind, das ihm fremd war, er- 
sparen. 

Gerade der häufige Umgang der Eltern 
des getöteten Jungen mit Behinderten 
zeigt, daß der oft so dekorativ bedau- 

erte geringe Umgang zwischen Nicht- 
behinderten und Behinderten nicht au- 
tomatisch Vorurteile abbaut, sondern 
für Behinderte tödliche Folgen bedeu- 
ten kann. Thomas S. vor Gericht: „Ich 
wollte dem Kind alles weitere erspa- 
ren." Anfangs überlegte er sich, das 
Kind zu sich nach Hause zu holen, um 
es dort unauffällig zu erlösen. Einen 
Gedanken, den er schnell wieder ver- 
warf: „Ich wollte zu meiner Tat stehen. 
Ich wollte mich nicht schonen ... Ich 
habe gedacht, daß ich in jedem Fall 
schuldig bin, verantwortlich für alles, 
was diesem Kind an Leid widerfährt. 
Wenn ich für seinen Tod verantwortlich 
bin, dachte ich, ist meine Schuld gerin- 
ger. Ich spürte, daß ich es tun mußte. 
Ich fühlte mich verpflichtet, es zu tun." 

Fest entschlossen, das eigene Kind zu 
töten, nahm Thomas S. sein Klappmes- 
ser, fuhr in die Kinderklinik und erstach, 
als er mit seinem Jungen alleine war, 
das noch namenlose Kind. Thomas S.: 
„Es war eine Handbewegung.“ Den 
herbeieilenden Arzt, der Erste Hilfe lei- 
stete, schrie er an: „Lassen sie das 
Kind in Ruhe.“ Die ärztliche Hilfe war 
vergeblich. Nach einigen Minuten starb 
das Kind. Die geplante Tötung war voll- 
bracht. 
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Bereitwillig stellte sich Thomas S. im 
Anschluß daran der Polizei. Der Polizei- 
beamte Mayer erklärte vor Gericht, in 
seiner 19jährigen Laufbahn schon viel 
erlebt zu haben. Noch nie sei ihm je- 
doch ein Täter so geständig vorgekom- 
men wie Thomas S.: „So einen ange- 
nehmen Fall hatte ich noch nie." 

„Was hat denn ihre Frau zu ihnen ge- 
sagt, als sie sie nach der Tat wieder- 
sah?", wollte der Richter wissen. Tho- 

„psychologie heute“), nachdem die Hu- 
mangenetiker auf der Suche nach nicht 
Normgerechten einige Mongoloids 
mehr als üblich entdeckten - was so 
manche AKW-Gegner als nationale Ka- 
tastrophe empfanden. Entscheidender 
Widerstand gegen die Kernkraft war nö- 
tig. Durch drohende „Mißbildungen“ 
sahen so manche entschiedene Kern- 
kraftgegner Gewalt als legitimes Mittel 
des Widerstandes an. Die Bevölkerung 
mußte vor Behinderten geschützt wer- 

mas S.Äntworl: „Es war gut so.“ Eine 
Aussage, die die Frau bestätigte. Wenig 
später räumt sie jedoch ein: ,Wie Ich 
mir das die letzten Wochen immer wie- 
der überlegt habe, hätte ich mir doch 
vorstellen können, das Kind vielleicht 
doch anzunehmen.“ 

In einer Verhandlungspause nehme ich 
im Flur auf einem Stuhl Platz, rauche 
(bei mir als Krüppel kommt es auf die 
Gesundheit nicht mehr an) eine Ziga- 
rette. Neben mir liegt Wolle und Strick- 
nadel. Plötzlich erschrecke ich. Die 
Frau des Angeklagten geht auf den Bo- 
den schauend auf mich zu. Versehent- 
lich habe ich ihren Platz eingenommen. 
Als sie mich erkennt, ändert sie schlag- 
artig ihre Richtung, weicht mir aus. Ich 
bin ihr dankbar. Kurze Zeit später setzt 
sich der Bruder des Angeklagten ne- 
ben mich und erzählt mir von seinen 
Sorgen. „Ein schreckliches Gefühl, daß 
der eigene Bruder wegen so etwas viel- 
leicht für einige Jahre in den Knast 
muß." Ich vermag ihn nicht zu trösten. 

„Woher er denn wisse, daß speziell 
mongoloide Kinder so viel leiden müß- 
ten?“ wollte die Staatsanwältin von 
Thomas S. bei ihrer Vernehmung wis- 
sen. „Aus den Medien", antwortete er. 
In der Tat. es gab während des 1. 
Jahrestages des Reaktorunglücks in 
Tschernobyl fast keinen vor den Gefah- 
ren der Kernkraft warnenden Artikel, in 
dem nicht mit behinderten Leben als 
Abschreckungswaffe hantiert wurde. 
„Mißgeburten drohen“, war die häufig- 
ste Schlagzeile (so zum Beispiel in 

den. In der „tageszeitung“ vom 
09.07.1987 begründete ein mutiger 
AKW-Gegner, weshalb er sich in einer 
Notwehrsituation befindet: „... und 
diese (Notwehr-) Situation ist, ebenfalls 
meiner Meinung nach, schon gegeben, 
wenn da jemand in fahrlässiger Weise 
die Möglichkeit zuläßt, daß meine Toch- 
ter einmal Irgendwelche mutierenden 
Monster zur Welt bringt, in welchem 
Wahrscheinlichkeitsgrad auch immer,“ 
Zur Verdeutlichung: Selbst wenn die 
Zunahme von Mongoloismus auf das 
Reaktorunglück zurückzuführen wäre, 
was legitimiert die Behauptung, daß die 
mongoloiden Menschen einem natio- 
nalen Unglück gleichzusetzen wären. 

Wenn man aus der Vernichtung Behin- 
derter während der Nazi-Zeit wirklich 
gelernt hat, kann die Existenz einiger 
Mongoloider mehr doch wahrlich keine 
Katastrophe bedeuten. Wenn auch nur 
ein Funken Humanität vorhanden ist, 
sollte man sich über jeden nicht totge- 
borenen Säugling freuen. Denn eine 
mögliche körperliche und geistige Ein- 
schränkung halte ich im Gegensatz zu 
so manchem Kernkraftgegnern für we- 
sentlich erträglicher, als den Tod. Kör-, 
perliche und geistige Schädigungen, 
verursacht durch Radioaktivität, zeigen 
uns jedoch die Rücksichtslosigkeit der 
kalkulierten Eingriffe der Kernwerksbe- 
treiber in werdendes und bereits exi- 
stierendes Leben. Zweifellos bedeutet 
die in der Ökologiebewegung meist üb- 
liche Gleichsetzung von Schädigung 
im geringerem Lebenswert eine spek- 
takuläre, angstmachendere Wirkung. 

Zo 

Doch sollten sich die Umweltbewegten 
endlich darüber klar werden, daß sie 
durch solche Argumentationen das so- 
ziale Klima zwischen Behinderten und 
Nichtbehinderten weiter vergiften. 
Schon die Behebung des von ihnen bis 
jetzt fahrlässig verursachten Schadens 
wird Jahre dauern. Durch furchtelnflö- 
Bende, behindertes Leben verachtende 
Propaganda wird die Annahme von be- 
hinderten Kindern durch ihre Eltern we- 
sentlich erschwert. 

In Landshut hat die Ökologiebewegung 
mit dem, was sie Aufklärung nennt, ei- 
nen blutigen Erfolg erzielt. Denn auch 
Thomas S. und seine Frau hatten nach 
Tschernobyl Angst vor Genschäden, 
verursacht durch die Reaktorkatastro- 
phe. Sie versuchten das werdende Le- 
ben durch gesunde Ernährung zu 
schützen. Thomas S.: „Aus Vorsicht 
haben wir die Gartenerde abgetragen." 
Auf eine Fruchtwasseruntersuchung 
verzichtete seine Frau, allein ob der 
Sorge, daß das Kind durch diesen „für- 
sorglichen Eingriff geschädigt werden 
könnte". Zpischerweise kann man sa- 
gen: Ihre Überängstlichkeit hat Ihr und 
vor allem ihrem Partner viele Probleme 
bereitet. Wäre beim Fötus eine Behin- 
derung festgestetit worden, hätte die 
(dann meist) darauffolgende Abtrei- 
bung ihr Kind ebenfalls vor einem Le- 
ben in einer behindertenfeindlichen 
Welt verschont. Ihrem Mann wäre der 
Prozeß erspart geblieben. 

Die etwa 50 Zuhörer bedauerten den 
armen Mann, konnten ihn nur zu gut 
verstehen. Die einzige Sorge die sie be- 
wegte, war die Frage, ob das Kind auch 
wirklich, wie nach der Geburt vermutet 
wurde, behindert war. Der Humangene- 
tiker Waldmayer aus München befreite 
die Zuhörer von ihren Ängsten. Die 
Haut- und Blutproben des toten Säu- 
lings identifizierten das Opfer eindeutig 
als „mongoloid“. Der gefühlsmäßigen 
Solidarität der Zuschauer mit dem An- 
geklagten stand nun nur noch die 
Staatsanwältin Im Wege. Sie sah in 
dem Verfahren den Schatten des „Drit- 
ten Reiches“: „Es dürfe keinem gestat- 
tet werden, allein über Lebenswert und- 
unwert zu entscheiden.“ Da siedle Tat 
des Angeklagten ethisch verwerflich 
fand, forderte sie sechs Jahre Haft. Der 
Verteidiger von Thomas S. bat um 
Milde: „Die Tat meines Mandaten war 
eine Verzweiflungstat.“ Entschieden 
verwahrte sich Rechtsanwalt Kahlert 
gegen die ethische Beurteilung der Tat 
durch das Gericht: „Da würden sich ge- 
rade im deutschen Recht Abgründe 
auftun. Beim Paragraphen 218 maßt 
sich der Gesetzgeber selber an, behin- 
dertes und nichtbehindertes Leben un- 
terschiedlich zu beurteilen - und dies 
ohne Begründung." Im Gegensatz zu 
der sonstigen gesetzlichen Regelung 
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ist die Abtreibung bei Verdacht auf Be- 
hinderung bekanntlich noch bis in den 
sechsten Monat hinein gestattet. 

Das Urteit: Allein wegen des großen 
Verständnisses in der Bevölkerung 
fühlt sich das Gericht genötigt, den An- 
geklagten zum Zwecke der Ab- 
schreckung zu drei Jahren Haft zu ver- 
urteilen. Das Tatmotiv von Thomas S. 
hält der versitzende Richter für 
„menschlich einfühlbar". 

Nach dem Prozeß denke Ich an die 
Worte des Verteidigers der noch fest- 
stellte, daß die Zeitspanne zwischen 
der legalen eugenischen Abtreibung 
und der Tat nur einige Wochen betrug. 
Ich frage mich, wenn der Gesetzgeber 
schon das Lebensrecht von Behinder- 
ten unterschiedlich bewertet, ob die 
Aussage von Thomas S. in seinem 
Schlußwort: „Es tut mir leid, was ich ge- 
tan habe“ - überhaupt mehr als takti- 
sche Reue bedeuten kann. Muß er sich 
nicht vielmehr als vom Schicksal betro- 
gen fühlen? Der Prozeß in Landshut 
machte mir zum wiederholten Male 
klar, es gibt nur einen Schutz vor der 
Geschichte - die völlige Gleichstellung 
von behindertem und nichtbehinder- 
tem Leben in jeder Phase, auch in der 
vorgeburtlichen. Was aber nichts ande- 
res bedeutet, als die Abschaffung der 
eugenischen Indikation einmal gegen 
ausgewachsenes Elend richten. Wäh- 
rend Ich noch darüber nachdenke, wer 
wohl eine solche, behindertes Leben 
schützende Forderung unterstützen 
könnte, lese ich im „Spiegel“ die grüne 
Variante unterschiedlicher Lebensbe- 
wertung von behindertem und nichtbe- 
hindertem Leben. Dort verteidigt die 
ehemalige Grünen - Fraktionsspreche- 
rin Bärbel Rust Fruchtwasseruntersu- 
chungen und die dann „normaler- 
weise“ folgende vorgeburtliche Aus- 
sonderung von Behinderten wie folgt: 
„Gerade grüne Frauen haben beson- 
dere Angst vor Ilmweltgiften und Strah- 
lenbelastung und lassen eine Frucht- 
wasseruntersuchung machen, um fest- 
zustellen, ob das Kind gesund ist.“ Ich 
begreife: die Gewalttätigkeit großer 
Teile der Ökologiebewegung kennt 
keine Grenzen; mittlerweile wird die 
Verachtung gegenüber Behinderten 
schon als ökologische Notwendigkeit 
begründet. Ich fragte mich weiter, ob 
die Mehrheit der Ökologiebewegung 
die Tat von Thomas S. überhaupt als 
Unrecht ansieht, oder vielleicht sogar 
als „ökologische Indikation" betrachtet, 
die die Abtreibung bei Feststellung von 
Umweltschäden auch nach der Geburt 
zuläßt. Und Ich befürchte, daß das poli- 
tische Klima, das eine solche Forde- 
rung zuläßt, schon (wieder) vorhanden 
ist. 

Böses Spiel mit 

kleinen Menschen 

NacMIdubt In den USA droM Koni—slonnnntnig 

Von unaerain KoTiMpondenten Jfligen Kmt 

Washington — Amerika ist 
nicht nur das Land der unbe- 
grenzten Mö^efakeiten, sondern 
auch, wrie sien jetzt einmal mehr 
herausatellte, das Land der gren- 
zenlosen Geschmacklosigkeiten. 
Mario Como, Gouverneur dea 
Bundesstaates New York, hat 
ein Gesetz unterzeichnet das 
zwei .Sportarten“ untersag die 
sich eimntlich von selbst vmie- 
ten soUten: JZwergschleudem“ 
und Ji^wergbowling“ in Nadit- 
klubs. 

Was sich wie eine Zeitungs- 
ente liest ist kein Witz, sondern 
wahr. Es gibt Barbesitzer, die 
ihre Kundschaft mit Striptease 
oder Damemingen in Wacmlpe- 
ter anlocken — andere bieten 
ihren Gästen Liliputaner für 
Weitwurf und Kegeln. 
Aof akntnlinaida gwarJiMllt 

Als Wuifobjekte tragen die 
kleinwfichsim Mitmenschen 
Gurte, und der .Wettkampr be- 
steht darin, sie aufiniheben und 
soweit wie möglich in einen ge- 
Solsterten Zielbeieich zu scfaleu- 

em. Belm Bowling werden sie 
mit einem Helm versehen, auf 
ein Skateboard geschnallt und 
als Kugelersatz Richtung Kegel 
gerollt 

Was Gonvetneuer Cuomo 
.eine merkwürdige Form der 
Unterhaltung“ nennt wird ver- 
einzelt als Wettbewerb — mit 
Geldprämien den Sieger — 
und ausschließlich in Bars und 
Nachtklubs veranstaltet Der 
Ausschank von alkoholischen 
Getränken scheint also in ur^ 
sächlichem Zusammenhang mit 
dem bizarten VermQgan zu ate- 
hen. Deshalb zielt du Gesetz 
euch auf dieu Btablisumenta, 
denen der Veriust ihrer Schank- 
lizenz droht wenn sie eidi dem 
Verimt nicht beugen. 

.Jede Handlung die dieu 
Leute entmenschlicht und de- 
mütigt erniedrigt uns alle,“ 
kommentierte Cuomo, einer der 
Hoffiiungstiäger der Demokra- 
ten für ktofUge Präsident- 
achaftswahlen, den Bann, der in 
einem Monat in Kraft tritt 
.Zweiuchleudem gehört ins 
Mittelster,“ schimpfte der repu- 
blikanische Senator, der die Ge- 
setzesinitiative gutartet hatte. 

Nicht alle New Yorker emp- 
finden so. Einer der Veranstalter 

verhob sich beim Veisucb. Mine 
Show auf eine Stufe mit avant- 
gardistischen Kunstauffilhiun- 
gen zu stellen und sie als „Sa- 
tin“ CU vericaufen. Er kfegte 
über die .Zensur“ und besUmd 
auf dem „Recht ziv freien Mei- 
nungsäußerung". 

Das Gesetz ist jedoch von 
New Yorks Legfelattve mit nur 
einer Gegenstimme verabschie- 
det worden. Die 4000 Mitglieder 
starke Interesnngemeiuchaft 
kleinwflchsim Menschen 
„Little People of America“, 19B7 
gegründet, hatte offisneichtlich 
kmne Mühe, mit ihnn Argumen- 
ten zu überzeugen. Es war nicht 
nur die Verletzungsgefehr, die 
gegen den „Sport“ ins Feld ^ 
führt wurde, sondern auch nie 
Aufrschterhaltung einn veralte- 
ten Zetrbildu vom Ideinen Men- 
schen als Hofiiarr und Zirkus- 
Darsteller. 

Daß u hier nicht zxiletzt um 
die Menschenwürde geht, ub 
bd Gouverneur Cuomo den 
Ausechlag. Er hatte zunächst ge- 
ztort, OBS Gesetz zu unter- 
schreiben, weil „dieser Staat 
nicht so ohne weiteres gleichge- 
sinnten Erwachsenen hm ihrem 
Handeln Grenzen auferlegt“. 
Wenn ein Zweig sich damit ein- 
verstanden erkläre, geschleudert 
oder «rollt zu we^n, gehe das 
den Staat gar nichts an, war sein 
anfanglicht» Bedenken. 
Aue Australien gakominen 
Nun, nachdem das Verbot in 

New York Gesetz lat, scheint es 
fest überfüssig, da die negative 
Publicity offenbar Veranstaltern 
den Mut «nommen hat Jeden- 
falls ist aas böse Spiel m den 
letzten Monaten in den USA hur 
einmal in South Caroline getrie- 
ben worden, wo ein ähnlichee 
Gesetz wie das in New York 
beim ersten Anlauf keine Meh^ 
heit fand. Bisher ist Überhaupt 
nur in einem weiteren Bundes- 
staat, in Ftorida, im verganmnen 
Jahr ein gleichlautendes Verbot 
erlassen worden. 

Daß die groteske Freizeltbe- 
schäftigung sich nicht zum 
Trend auswuchs, macht die Ent- 
gleisung kaum erträglicher. Daß 
sie in Australien „erfunden“ und 
vor fünf Jahren nach Amerika 
„importiert“ wurde, ist als Ent- 
schuldigung wohl nicht ausrei- 
chend. 

Aus KÖLNER STADTANZEIGER vom 31. 7. 1990 
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Deutsches 

Behindertenschiff 

Nun gibt es die „MS KATJA“, das erste, 
große, deutsche, speziell für Behin- 
derte barrierefrei ausgerüstete Kabi- 
nenschiff. Ab dem 1,10.1990 ist es ein- 
satzbereit und führt dann in diesem 
Jahr noch 5, im nächsten Jahr 30 Fahr- 
ten für Behinderte (und Nichtbehin- 
derte) durch. Befahren werden Rhein, 
Main, Neckar und Mosei. Das Schiff hat 
40 Doppei-Kabinen, davon sind 10 voll- 
ständig und 30 weitgehend behinder- 
tengerecht eingerichtet, jeweils mit Du- 
sche und WC. Vom 22. bis 27. 10.1990 
geht es zum Beispiel von Speyer über 
Mainz, Aschaffenburg, Wertheim, Ge- 
münd nach Würzburg. Der Pauschal- 
preis für Vollpension, Übernachtungen 
und Betreuungen beträgt 690,- DM. 

Gerade für solche Behinderte, die we- 
gen ihrer Pflegebedürftigkeit kaum Rei- 
sealternativen haben, bietet dieses 
Schiff eine gute Möglichkeit. Bei jeder 
Reise sind Helferinnen dabei und ein 
Arzt. Mitschippern können Einzelrei- 
sende und Gruppen. Es ist aber auch 
möglich, das ganze Schiff zu buchen. 
Kontakt: Deutsches Behindertenschiff 
e.V, Südliche Hafenstr. 15, 8700 Würz- 
burg, Tel.: 0931/91028 

Reisedienst für körper- 

behinderte Menschen 

hat noch Piätze frei 

Krautheim. Der BSK-Reisedienst orga- 
nisiert und vermittelt Reisen für Men- 
schen mit Körperbehinderungen, aber 
auch für Nichtbehinderte. Für Rei- 
sende, die auf Hilfeleistungen angewie- 
sen sind, werden Reisehelfer vermit- 
telt, die in Kursen ausgebildet wurden. 
Für folgende Pauschalreisen sind noch 
Plätze frei: 
Salzige Meeresluft tut gut 

Urlaub hinterm Nordseedeich für alle, 
die mal abschalten, sich erholen wollen 
- da bietet Horumersiel viele Möglich- 

keiten. Das Hotel verfügt über ein Meer- 
wasser-Bewegungsbad und Sauna, 
man kann sich richtig pflegen. Die 
Nordseeinseln Langeoog, Spiekeroog 
und Wangerooge und der weltbe- 

rühmte Vogelpark in Walsrode sind 
nicht weit. Vom 27. August bis 16. Sep- 
tember kann man sich den Westwind 
um die Nase blasen lassen. 

Cubellas an der Costa Dorada in Spa- 
nien 
Zwischen Tarragona und Barcelona, 
der Olympiastadt 1992 liegt Cubellas. 
Herrliche Sandstrände sind genau das 
Richtige für Sonnenhungrige, die die 
angenehmeren Temperaturen des 
Spätsommers bevorzugen. High - live 
ist im Preis inbegriffen: Spanische Fol- 
klore mit heißblütigen Flamenco-Tän- 
zerinnen und für Glückliche: Bingo! 
Reisetermin ist vom 22. September bis 
6. Oktober 1990. 

Paris - Städtereise mit viel Reiz 

Wer kennt sie nicht, die Sehenswürdig- 
keiten der Seine - Metropole: Eiffel- 
turm, Triumph-Bogen, Louvre...? 
Möchten Sie sich mal ungestört im Ma- 
lerviertel Montmatre „herumtreiben“, 
Notre Dame erkunden? Vom 27. bis 31. 
Oktober 1990 kann man das Flair der 
französischen Hauptstadt genießen. 

Relsehelferinnen 

Außerdem sucht der BSK laufend Bei- 
sehelferlnnen zur Begleitung von Indi- 
vidualreisen. Wenn die gewohnte Hilfe 
des Partners, die Nachbarschafts- oder 
Familienhilfe plötzlich ausfällt, wenn 
Sozialstationen am Urlaubsort auf ent- 
sprechende Hilfeleistungen nicht vor- 
bereitet sind, ist der Urlaub eines Men- 
schen mit Körperbehinderung ge- 
fährdet. 

Damit dies nicht so bleibt, bildet der 
BSK - Reisedienst Helferinnen aus, die 
dem Reisenden praktische Alltagshilfe 
leisten können und mit ihm auf Reisen 
gehen. Die nächste Schulung findet 

vom 9. bis 11. November 1990 statt. Für 
nähere Informationen, wenden Sie sich 
bitte an den BSK-Reisedienst, Allkraut- 
heimer Str. 17, 7109 Krautheim, Tel.; 
06294/68-112. 

Reiseführer I 

ln stark erweiterter 5. Auflage ist so- 
eben der führende Hotel- und Reiserat- 
geber für Behinderte „HANDICAPPED- 
REISEN“ neu erschienen. Wegen des 
erweiterten Umfangs wird „HANDI- 
CAPPED-REISEN“ nunmehr in 2 Bän- 
den herausgegeben; Band I Deutsch- 
land (BRD und DDR), Band II Ausland 
(ca. 60 Länder). Der Preis pro Band be- 
trägt 24 DM (Umfang jeweils ca. 340 
Seiten), Beide Bände enthalten detail- 
lierte Beschreibungen von Hotels, Pen- 
sionen, Ferienhäuser, etc, sowie von 
Fremdenverkehrsorten und Pauschal- 
reisen, die für Rollstuhlfahrer, Gehbe- 
hinderte und andere Behinderte geeig- 
net sind. „HANDICAPPED-REISEN“ 
ist seit 1986 der umfangreichste, aufla- 
genstärkste und bekannteste Reisefüh- 
rer für Behinderte im deutschsprachi- 
gen Raum. Er kann über den Buchhan- 
del oder direkt beim Verlag bezogen 
werden: Verlag FMG GmbH, Post- 
fach 1547, 5300 Bonn 1, Tel.; 
0228/616133. 

Reiseführer II 

Die Frankfurter Fachhochschule gibt in 
ihrer Schriftenreihe einen „Behinder- 
ten-Reiseführer für die Ostfriesischen 
Nordsee-Inseln“ heraus. Die Autorin 
/Vstrid Mekelburg hat für ihre Diplomar- 
beit Borkum, Juist, Norderney, Lange- 
oog, Spiekeroog und Wangerooge be- 
reist, um Fähren, Pensionen, Ferien- 
wohnungen und Familienheime sowie 
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Reisen ■ die randsthau 

die Kureinrichtung auf ihre Rollstuhl- 
tauglichkeit zu untersuchen. Aufgelistet 
hat sie außerdem allergienarme Unter- 
künfte und Hotels mit Diätangeboten. 
Vergleichbare Reiseführer gibt es für 
deutsche Urlaubsgebiete weder von 
Behindertenorganisationen noch von 
Reiseveranstaltern. Handicap vieler Li- 
sten sei, wie die Studentin am Fachbe- 
reich Sozialarbeit sagte, „daß die Infor- 
mationen auf den Selbsteinschätzun- 
gen der Anbieter beruhen“. So wurden 
zwar angeblich rollstuhlgerechte Pen- 
sionen und Ferienwohnungen in den 
Gastgeberlisten von Borkum, Norder- 
ney und Juist gekennzeichnet, doch ba- 
sieren die Angaben teilweise auf telefo- 
nischen Rundfragen, „wer denn Behin- 
derte aufnehmen könne“, berichtete 
sie. Kriterien über behindertengerechte 
Wohnungen nannten die Kurverwal- 
tung offenbar nicht. 

Bei der Untersuchung blieben von dem 
umfangreichen Adressenmaterial 
schließlich 82 Häuser übrig , deren Be- 
sitzer an Rollstuhlfahrer und auch an 
geistig Behinderte vermieten. Doch 
entsprächen längst nicht alle Wohnun- 
gen den Mindestanforderungen der 
entsprechenden DIN-Normen. Dabei 
liegt das Problem weniger beim Wohn- 
raum - durch Umstellen der Möbel läßt 
sich manches Hindernis beseitigen - 
als bei den Bädern und Toiletten. Die 
sind den gehandicapten Urlaubern oft 
durch zu schmale Türen versperrt. Am 
besten ergeht es Rollstuhlfahrern in 
Häusern von Betroffenen, da wo Ange- 
hörige auf den Rollstuhl angewiesen 
sind oder waren. 
Dort gibt es Haltegriffe bei der Dusche 
und beim WC, da werden gar befahr- 
bare Duschen und Hebehilfen offeriert. 
Vermieter, die nicht selbst betroffen 
sind, aber schon öfter Behinderte be- 
herbergt haben, stellen Hilfsmittel zur 
Verfügung. Geradezu auf kuriose 
Schlampereien beim Bau mancher Kur- 
mittelhäuser stieß die Studentin bei ih- 
ren Nachforschungen - auch zur Über- 
raschung der betroffenen Kurdirekto- 
ren. Die Bauvorschriften verlangen bei 
öffentlichen Gebäuden, daß diese ein 
Behinderten-WC ausweisen. In der Di- 
plomarbeit liest sich das dann so: „ Die 
größten Schwierigkeiten bei der Pla- 
nung behindertengerechter Toiletten 
liegen offensichtlich bei der sinnvollen 
Anbringung der Haltegriffe. ‘Schildbür- 
gerstreiche’ wie auf Borkum und Nor- 
derney, wo die Haltegriffe 70 cm bezie- 
hungsweise 120 cm vom WC entfernt 
angebracht sind, wären vermeidbar, 
würden die geplanten Installationen 
aus der Perspektive derer betrachtet, 
für die sie gebaut werden.“ Über das 
zweite Norderneyer Kurmittelhaus, das 
,,Haus Waterkant“, schreibt sie, daß die 

beiden Haltegriffe der in einer Ecke in- 
stallierten Toilette über dem Spülkasten 
angebracht wurden: „Sie sind schlicht 
unerreichbar“, stellte sie fest. 

Was die Toiletten angeht, bietet ledig- 
lich die Borkumer Fähre Behinderten- 
loiletten * sie ist allerdings die Linie, die 
den weitesten Weg zurücklegen muß. 
Bei den anderen Fährdiensten fand Me- 
kelburg lediglich in Norddeich- 
Mole-Anleger für Juist und Norderney - 
sowie im Hafengebäude von Bensersiel 
- Anleger für Langeoog - rollstuhlge- 
rechte Toiletten. 

Die Zugänglichkeit der Schiffe richtet 
sich übrigens nach der Tide; Mal muß 

man über einen Steg geschoben wer- 
den, mal kann man einfach in die Fähre 
hineinfahren. Bleibt die Frage, wie fah- 
ren Rollstuhlfahrer über die Sand- 
strände? Bisher wohl kaum. Starke Be- 
gleiter wären nötig. Insulaner berichte- 
ten Mekelburg von Verbesserungsvor- 
schlägen, doch hätten die Gemeinden 
nicht reagiert. Warum auch? Zeigt 
doch die Untersuchung, daß Behinder- 
tenfragen kaum wahrgenommen wer- 
den. 0-Ton Diplomarbeit: „Der Hin- 
weis, daß zwar eine Information für 
Hundebesitzer existiert, jedoch unter 
der Rubrik ‘Von A-Z’ Tips für Behin- 
derte vollkommen fehlen, löste bei allen 
Kurverwaltungen Überraschung und 
auch peinliches Berührtsein aus.“ 

Ich abonniere die randschau für 1 Jahr. 
Wenn ich das Abonnement nicht 2 Monate 
vor Ablauf kündige, verlängert sich das 
Abonnement automatisch um 1 Jahr. 

Dafür habe ich 
20,- DM überwiesen auf das Konto 

Ce Be eF - Köln - die randschau 
Konto-Nr. 153 30-508 (BLZ 370 100 50) 
Postgiroamt Köln 

einen Scheck beigefügt 

Lieferung ab:  
(auch rückwirkend) 

Name;   

Straße:  

Ort:  

Datum   Unterschrift   

Postkar!« 
Antwort 

die randsehau 

POH LM AN5TR.13 

5000 KOLM 60 

pc  
Ich bestelle eine Probekassette der 
randsctiau für Bünde für DM 5,- 

Ich abonniere die randschau für Blinde 
zunächst für 10 Ausgaben (DM 30,-) 

Oie Probekassette muß 3 Wochen nach Erhalt 
wieder zurückgeschickt werden. Wenn ich das 
Abonnement nicht vor Erhalt der Kassette kün- 
dige, verlängert sich das Abonnement auto- 
matisch 

Ich habe den zu zahlenden Betrag 

überwiesen auf das Konto 

Ce Be eF - Köln - die randschau 
Konto-Nr. 153 30 - 508 (BL2 370 100 50) 
Postgirokonto Köln 

als Scheck beigelegt 

Name:   

Straße:   

Postkarte 
Antwort 

die randschau 

POt I LM ANSTR.13 

5000 KÖLN 60 

Datum Unterschrift 
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DGSP - Jahrestagung 1990 

1.-4. November, Mönchengladbach/Viersen 

Grenzenlos 

Arbeitslos 

Wohnungslos 

Beziehungslos ? 

Im Kontext historischer Betrachtung und der aktuellen politi- 

schen Entwicklungen in Europa greift die diesjährige Jahresta- 

gung der Deutschen Gesellschaft für Soziale Psychiatrie 

drängende Themen auf, unter anderem: 

- Rechte psychisch Kranker im vereinten Europa 

- Kommunalisierung 

- Psychiatrie in der BRD - in der DDR 

- Probleme aus dem Psychiatrie - Alltag 

Pogramme und Informationen bei: 

DGSP - Geschäftsstelle 

G795L tu >str.l4 die randschäü, Fohlianstr. U, 5 I 

löln 30 

2 -5110 02 



 GA» Wuppertaler Leserbriefe 

Rollstuhlfahrer sind im Schauspielhaus immer auch Akteure 

Btr.: Ein Schauspiel — zwei 
Spektakel, vom 30. März. 

Ganz gleich, was auch im- 
mer auf Wuppertaler Bühnen 
gespielt wird — für Rollstuhl- 
fahrer ist die dramatische Tra- 
gödie wohl immer ein Teil der 
Darbietung. Das heißt, seine 
Erscheinung bietet im Wup- 
pertaler Schauspielhaus gera- 
dezu ein zusätzliches Spekta- 
kel; vielleicht hätte ich mei- 
nem starken Begleiter und mir 
statt des Eintrittspreises zu 
bezahlen eher eine Gage ge- 
ben lassen sollen. So bleibt ei- 
ner Frau wie mir das Vergnü- 
gen, schöne starke Männer zu 
jeder Vorstellung mitzubrin- 
gen, mit deren Begleitung ich 
mich im treppenreichen 
Schauspielhaus schmücken 
kann — die mich mit starker 
Hand auf meiner Sänfte Stufe 
für Stufe kaiserlich hoheitsvoll 
an meinen erhabenen Platz 
tragen; ich hätte meinem ma- 
jestätischem Namen (Kaiser) 
die Ehre erweisen sollen und 
mit gekröntem Haupte der 
Menge unter mir würdevoll 
zuwinken sollen. Zur Pause 
dann dasselbe Spektakel 
gleich zweimal; zu Ende der 
Vorstellung ein viertes Mal 
diese merkwürdige Darbie- 
tung, die an Groteske noch zu- 

nimmt, da mir zwei recht zier- 
liche Damen des Roten Kreu- 
zes ihre Hilfe anbieten. Die 
Bediensteten im Schauspiel- 
haus sehen auch nicht gerade 
dermaßen stark aus, daß sie 
eine solche Prozedur, so sie 
sich öfters wiederholte, schad- 
frei überstehen sollten. Die 
Wiederholung bleibt allerdings 
ja oft aus, da sich nicht gerade 
jeder Rollstuhlfahrer als 
Schauspieler versteht. 

Weniger spannend, gerade- 
zu langweilig mutet dazu im 
Gegensatz die Kölner Oper an: 
keine Stufen im Eingangsbe- 
reich, Aufzug zum Parkett, 
Eintrittsfreiheit für Rollstuhl- 
fahrer, nur der Begleiter muß 
zahlen, keine Blicke, kein Auf- 
hebens, denn Handicaps schei- 
nen hier zum Alltag zu gehö- 
ren, hat jeder, sind ganz nor- 
mal, So nimmt denn jeder auf 
seine Weise (Krücken, Roll- 

stuhl, gesunde Füße) seinen 
Platz ein: die Vorstellung be- 
ginnt: alles lauscht und schaut 
gebannt — Mozarts wunder- 
schöne Zauberflöte. Die Köl- 
ner sehen Kultur wohl anders 
als die Wuppertaler .,, 

Auf unsere Nachfrage, war- 
um es keinen Aufzug oder zu- 
mindest Rampen entlang der 
Treppe gibt, erfahren wir, daß 
solche Maßnahmen Bauvor- 
schriften und ein besonders 
weiser Behindertenverein er- 
folgreich verhindert haben. 
Denn es war geplant, im Jahr 
des Behinderten, das nun frei- 
lich schon einige Zeit vergan- 
gen ist, einen Aufzug zu bau- 
en, aber da hat der gute Verein 
protestiert, denn auf diese 
Weise wären die Plätze für un- 
sereiner in der letzten Reihe 
angesiedelt, und so etwas wäre 
stark diskriminierend. Das Er- 
gebnis: einen Aufzug gibt es 
nicht, die Plätze in der letzten 
Reihe sind geblieben. Mal ehr- 
lich, bei sich spannendem 
Spektakel als Rahmenhand- 
lung, wen interessiert da noch 
Faust? 
Ute Kaiser 
z. Zt. bei Neumann 
Meisenweg 6 
5093 Burscheid 

Rollstuhlfahrer können im Schauspielhaus nur mit Müh und 
Not ihren Platz erreichen. WZ-Foto: Andreas Fischer 



WZ Mittwoch, 17. April 1991 

Für Sie gesehen 

Verlegen 

Von Ekkehard Skoruppa 

Fernsehkomödien haben 
ja Hochkonjunktur zur 

Zeit, Doch die unerhörte 
Leichtigkeit des amüsan- 
ten Scheins kommt manch- 
mal arg erzwungen daher: 
Kleine Konflikte werden 
groß aufgebauscht und eine 
einzige nette Ausgangsidee 
variantenarm durchexer- 
ziert. Richtig ärgerlich 
wird’s, wenn die Komödie 
meint, sie könne auf innere 
Glaubwürdigkeit verzich- 
ten, nur weil sie etwas 
freier umgehen darf mit 
der Wirklichkeit. 
Um Plausibilität scherten 

sich Eberhard Itzen- 
plitz (Regie) und Wolfgang 
Mühlbauer (Buch) jeden- 
falls wenig. Kaum war das 
grandiose Täuschungsma- 
növer von Harald und 
Edith (Hartmut Schreier 
und Andrea Held), die vor 
Jahren aus der DDR geflo- 
hen waren und sich im We- 
sten mittlerweile getrennt 
hatten, auf Touren gekom- 
men, gab es kein Halten 
mehr. Indem die beiden ein 
intaktes Ehepaar für die 
Eltern aus dem Osten mim- 
ten, verstrickten sie sich 
immer tiefer ins Chaos der 
Widersprüche aufgrund 
ziemlich dumm ausgedach- 

Dagobert Lindlau staunte über 

PR-Arbeit der Jugendbanden 

Drei Beiträge zu Gewalt und Ratlosigkeit bei der jungen Generation 

Studio 1, ZDF, 20.15, Kon- 
text, ZDF, 22.10, Veranda, 
ARD, 23.30: Die Aktivitäten 
verschiedener Redaktionen 
gruppieren sich heute zu einer 
Art unfreiwilliger Programm- 
schwerpunkt zum Thema Ju- 
gend. Unkoordiniert beschäfti- 
gen sich die Magazinsendung 
„Studio 1”, die Hintergrund- 
Reihe zu kirchlichen Fragen, 
„Kontext”, und die Talkshow 
„Veranda" mit der wachsenden 
Ratlosigkeit und Gewaltbereit- 
schaft von Jugendlichen. Der 
Zufall bietet jedoch die Chan- 
ce, das Thema mit verschiede- 
nen journalistischen Mitteln 
facettenreicher zu behandeln. 

Anläße gibt’s genug, beson- 
ders im Osten; Zum Beispiel 
die Krawalle in den Fußball- 
stadien, über die in einem Bei- 
trag das ZDF-Magazin „Stu- 
dio 1” berichtet. Ein Autoren- 
team hat Hooligans über meh- 

rere Tage begleitet und in Sta- 
dien in Ost-Berlin, Leipzig und 
Dresden gedreht. „Reines Dy- 
namit” — so der Titel des Bei- 
trags -r sei das Gewaltpoten- 
tial der Zehn- bis weit über 
20jährigen. 

Aber Randale, auch zuneh- 
mender Ausländerhaß und 
Rechtsextremismus, sind wohl 
nur die äußeren Erscheinungs- 
bilder von Verunsicherung 
durch den gesellschaftlichen 
Wandel und Ebdstenzängste 
durch Arbeitslosigkeit. In 
„Kontext" urteilt der Dresdner 
jugendseelsorger Richter: „Ei- 
ne tiefere Not besteht darin, 
daß die Jugendlichen unter 
Orientienmgslosigkeit leiden.” 
Auch der Titel der Reportage 
über die kirchliche Jugendai^ 
beit in Sachsens Hauptstadt 
kann nicht gerade optimistisch 
stimmen. Er lautet; „Die Ohn- 
macht aushalten". 

Daß auch in den alten Bun- 
desländern nicht alles heile 
Welt ist, daran könnte „Veran- ■ 
da” mit Dagobert Lindlau erin- 
nern. Während des Europapo- j 
kalspiels FC Porto - Bayern 
München zeichnete die ,.Ve- 
randa'-Redaktion Gespräche 
mit Mitgliedern von Jugend- 
banden auf und war „verblüfft" i 
über die „professionelle PR- J 
Arbeit” der Kids. So bestanden J 
die Jugendlichen auf Rücken- 
deckung durch Sympathisan- 
ten im Studio, lasen das redak- ^ 
üonelle Papier über die Vorge- 
spräche gegen, schickten es 
per Telefax zurück, brachten 
eigene Sprecher und den Ver- 
treter einer Presseagentur mit J 
— gewissermaßen ein westli- 
ches Kontrastprogramm zur 
Ohnmacht im Osten, Freilich 2 
wählte die „Veranda”-Redak- t 
tion die Ausschnitte aus, die r 
gesendet werden. Red. I 
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mit Biowaffen 

Tod aus dem Reagenzglas, 
West 3, 21.45: Nach ihrer Re- 

die__Zusammen~ 

US-Forschung 


